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Produktionsstufen in einer Volkswirtschaft1.1

Produktionsstufen in einer Volkswirtschaft

Primärer Sektor Sekundärer Sektor Tertiärer Sektor

Urproduktion

(Gewinnung von 

Rohstoffen)

Be- und Verarbeitungsbetriebe Dienstleistungsbetriebe

Veredlungs-

betriebe

Fertigungs-

betriebe

Land- und Forstwirtschaft, 

Fischerei, Bergbau

Bearbeitung von 

Rohstoffen (z. B. 

Kornmühle)

Herstellung von 

Erzeugnissen 

(z. B. Autos)

Groß- und Einzelhandel, 

Banken, Versicherungen, 

Werbeagenturen, …
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Wirtschaften als vernünftiges menschliches Handeln1.2

Maximalprinzip
= mit gegebenen Mitteln einen

höchstmöglichen Nutzen oder

Erfolg erzielen

Ökonomisches Prinzip
(Wirtschaftlichkeitsprinzip)

Berücksichtigung von

Alternativkosten

Egoismus
Altruismus

Minimalprinzip
= ein gegebenes Ziel mit

geringstmöglichem Mitteleinsatz 

erreichen

Modell
Homo oeconomicus

Realität
Fairness, Kooperation

Eigennutz = Gemeinnutz Rationalitätenfalle Dilemmasituation

Auffälliges Konsumverhalten

Prestige-Effekt Mitläufereffekt Snob-Effekt

Nachhaltiges Wirtschaften

Ökologie Soziales

Berücksichtigung der Lebenschancen heutiger und zukünftiger Menschen
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Willenserklärungen2.1

Willenserklärungen
= Äußerung einer Person mit der Absicht, eine Rechtsfolge herbeizuführen

Form Wirksamwerden

schrift-
lich

münd-
lich

Inter-
net/

E-Com-
merce

schlüssi-
ges Han-

deln

nicht 
empfangsbedürftig

empfangsbedürftig

Arten
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Zusammenhang von Verpfl ichtungs- und Erfüllungsgeschäft2.2

Verpflichtungsgeschäft

(= Vertrag)

zwei miteinander übereinstimmende Willenserklärungen
BGB §§ 151 (1) und 154 (1)

die Vertragspartner verpflichten sich, die im Vertrag übernommenen Pflichten 
zu erfüllen (Leistungsaustausch gem. § 433 BGB)

führt zum
Erfüllungsgeschäft

(Verfügungsgeschäft)

Eigentumsübertragung
durch

Einigung über
Eigentumsübergang

(§ 929 BGB)
bzw. Auflassung und 

Eintragung bei
Grundstücken

(§§ 873, 925 BGB)

Antrag

� Angebot des Verkäufers

� Bestellung des Käufers

Willenserklärung Verkäufer

Annahme

� Bestellung des Käufers

� Bestellungsannahme des 
Verkäufers

Willenserklärung Käufer

Warenleistung

Verkäufer

Pflichten

– einwandfreie Ware
–  rechtzeitige 

Lieferung
–  Annahme des 

Kaufpreises
–  Eigentums-

übertragung

Geldleistung

Käufer

Pflichten

–  Abnahme der 
bestellten und 
ordnungsgemäß 
gelieferten Ware

–  rechtzeitige 
Bezahlung

V
e
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Geschäftsfähigkeit2.3

Geschäftsfähigkeit:
Fähigkeit, Rechte und Pflichten durch Rechtsgeschäfte selbstständig erwerben zu können.

Rechtsgeschäfte kommen durch Willenserklärungen zustande.
Rechtswirksame Willenserklärungen können nur von Geschäftsfähigen

abgegeben werden.

Geschäftsunfähig (§ 104 BGB):
Kinder unter 7 Jahre, dauernd Geisteskranke

Einteilung der Geschäftsfähigkeit nach dem Lebensalter

Geburt vollendetes 7. Lebensjahr vollendetes 18. Lebensjahr Tod

 Geschäftsunfähigkeit beschränkte Geschäfts- volle

 § 104 BGB fähigkeit § 106 BGB Geschäftsfähigkeit

 Willenserklärung ist Willenserklärung bedarf Willenserklärung ist voll wirksam

 nichtig i. d. R. der Zustimmung

  (Einwillung oder

  Genehmigung)

  fehlende Einwilligung:

  Willenserklärung ist bis

  zur Genehmigung oder

  Ablehnung schwebend

  unwirksam

Minderjährigkeit Volljährigkeit

⎫⎪⎪⎪⎪⎬⎪⎪⎪⎪⎭ ⎫⎪⎪⎪⎪⎪⎬⎪⎪⎪⎪⎭ ⎫⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎬⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎭

Wirksame Rechtsgeschäfte eines beschränkt Geschäftsfähigen trotz 
fehlender Zustimmung des gesetzlichen Vertreters

rechtlicher Vorteil

§ 107 BGB

Mittel zur freien Verfü-

gung, z. B. Taschen-

geld § 110 BGB

Dienst- oder 

Arbeitsverhältnis 

§ 113 BGB

Selbstständiger 

Betrieb eines Erwerbs-

geschäfts § 112 BGB
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2.4 Zustandekommen und Inhalt eines Kaufvertrages

Antrag

Angebot (Verkäufer)

Bestellung (Käufer)

Annahme

Bestellung (Käufer)

Bestellungsannahme
(Verkäufer)

Kaufvertrag

= Verpflichtungs-
geschäft

Die beiden Vertrags-
partner verpflichten

sich zur Erfüllung des 
Vertrages

Verspätete oder abändernde Annahme eines Antrags gilt als neuer Antrag.

Anfrage des Kunden
= rechtlich unverbindlich (keine Willenserklärung)

Angebot des Lieferers
(= Antrag = 1. Willenserklärung auf Abschluss eines Kaufvertrages)

Bindung an den Antrag/das Angebot (§ 145 BGB)

Einschränkung der Bindung 

(Freizeichnungsklauseln)

Erlöschen der Bindung

bei Anwesenden 

(§ 147 (1) BGB) (bei 

nicht sofortiger 

Annahme des Antrags)

bei Abwesenden 

(§ 147 (2) BGB) (falls 

Anwort nicht in den 

Zeitrahmen „regelmä-

ßige Umstände“ fällt)

Art, Beschaf-

fenheit, Güte 

der Ware 

(§ 234 BGB)

Menge, 

Preis, 

Preis-

abzüge

Kosten der 

Verpackung 

und des 

Versands 

(§ 448 BGB)

Erfüllungsort und 

Gerichtsstand 

(§§ 269, 447 BGB, 

§ 29 ZPO)

Lieferzeit Zahlungs-

bedingun-

gen

Allgemeine 

Geschäfts-

bedingun-

gen

Inhalt des Kaufvertrages

Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) – § 305 ff. BGB –
= Vorformulierte Vertragsbedingungen, die für eine Vielzahl von Verträgen gültig sind

Ziel: Rationalisierung der Auftragsbearbeitung

AGB werden Vertragsbestandteil, 
wenn Verwender

� ausdrücklich darauf hinweist oder wenn Aushang am Ort des Vertragsschlusses 

�  der anderen Vertragspartei Möglichkeit verschafft, in zumutbarer Weise Kenntnis zu nehmen

und wenn die andere Vertragspartei

� einverstanden ist.

Grundsatz: Individualabrede geht vor AGB

Klauseln, die nicht Vertragsbestandteil werden

Überraschungsklauseln § 305c BGB
Verbotene Klauseln bei Verträgen zwi-
schen Unternehmer und Verbraucher:

Klauseln mit Wertungsmöglichkeit
§ 308 BGB

�  unangemessen lange Leistungspflicht des 

Lieferers

�  Recht des Verwenders, sich ohne sachlichen 

Grund von der Lieferpflicht zu lösen

Klauseln ohne Wertungsmöglichkeit
§ 309 BGB

�  Preiserhöhungen innerhalb von vier Monaten 

ab Vertragsschluss

�  Freistellung von Obliegenheit, zu mahnen
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Eigentum und Eigentumsübertragung2.5

Besitzer Eigentumsübertragung

bewegliche Sachen

tatsächliche

Herrschaft

§ 854 BGB

Wer hat die 

Sache?

Besitzer kann:

Sache nutzen, 

bei verbotener 

Eigenmacht

Gewalt 

anwenden

Besitzer:

keine Weiter-

vermietung,

kein Weiter-

verleihen 

Sache nicht
beim

Erwerber

§ 929 S. 1
BGB

Einigung über den Eigentums-
übergang

und Übergabe

Vereinbarung im Kaufvertrag:
Eigentumsübergang an Käufer
nicht durch Einigung und Über-
gabe, sondern durch Bezahlung

bei verspäteter Zahlung des 
Käufers: besondere Rechte des 
Verkäufers

Eigentümer

rechtliche

Herrschaft

§ 903 BGB

Wem gehört 

die Sache?

Eigentümer 

kann:

Sache nutzen,

veräußern, 

verschenken,

zerstören

Grundgesetz,

andere Geset-

ze

unbewegliche Sachen

Sache bereits
beim

Erwerber

§ 929 S. 2
BGB

notariell
beurkundete
Auflassung

(dingliche Einigung)
§ 925 BGB

und
Eintragung in 

das Grundbuch
§ 873 BGBEigentumsvorbehaltEinschränkungen

Gutgläubiger Eigentumserwerb

 Möglich bei geliehenen oder Nicht möglich bei

 unter Eigentumsvorbehalt  gestohlenen oder verloren

 überlassenen Sachen gegangenen Sachen (§ 935 BGB);

 (§ 932 BGB) Ausnahme: Geld

 

Erlöschen des Eigentumsvorbehalts:

Verträge über die Überlassung von Sachen mit Rückgabepflicht

 mit Eigentumsübergang und mit ohne Eigentumsübergang und mit

 Rückgabepflicht von Sachen gleicher Art Rückgabepflicht derselben Sache

 das Gleiche muss zurückgegeben werden dasselbe muss zurückgegeben werden

 Darlehensvertrag 
entgeltlich

 
unentgeltlich

 unentgeltlich entgeltlich Miete Pacht Leihe
   §§ 535 ff. § 581 §§ 598 ff.

 Sachdarlehen Gelddarlehen

 § 607 § 488 Im Gegensatz zum Mietvertrag kann beim Pachtvertrag 

die Sache vom Pächter nicht nur genutzt, sondern auch 

der damit erzielte Ertrag einbehalten werden.

Verarbeitung, Verbrauch, 

Zerstörung

Weiterveräußerung an 

gutgläubigen Dritten

Feste Verbindung mit 

einem Grundstück
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2.6 Erfüllung des Kaufvertrages

Verkäufer:

Ware liefern

(rechte Zeit, richtiger Ort, mangel-

frei, Eigentumsverschaffung)

Käufer:

Ware abnehmen und
Kaufpreis bezahlen

Kaufvertrag
= Verpflichtungsgeschäft

§ 433 BGB

Erfüllungsgeschäft

Erfüllung der Vertragspflichten

Erfüllungsort (Leistungsort) = Ort, an dem der Schuldner die 
Leistungshandlung (Lieferung bzw. Zahlung) vorzunehmen hat

Gesetzliche Regelung: Erfüllungsort = Wohnsitz des Schuldners (§ 269 BGB)

Warenschulden

Normalfall: Holschulden (§ 446 BGB) 
– Käufer muss Ware auf seine Kos-
ten und Gefahr abholen

Versendungskauf: Schickschulden
(§ 447 BGB) – Verkäufer hat sich 
verpflichtet, die Ware zu verschi-
cken (Verkäufer übernimmt aber 
dadurch nicht Kosten und Risiko); 

Besonderheit für Verbrauchsgüter-
kauf: Ware „reist auf Gefahr des Ver-
käufers“
(§ 474 (2), § 447 (1) BGB)

Geldschulden

Normalfall: Bringschulden 
(§ 270 (1) BGB) – Geschuldeter 
Betrag muss am Fälligkeitstag dem 
Konto des Gläubigers gutgeschrie-
ben sein
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1/2Besonderheiten beim Abschluss von Kaufverträgen mit Verbrauchern2.7

Fernabsatzvertrag § 312c BGB

= Vertrag eines Unternehmers mit einem Verbraucher über 

Lieferung von Waren oder Dienstleistungen unter ausschließ-
licher Ver wendung von Fernkommunikationsmitteln und 
unter Benutzung organisierter Vertriebssysteme

Sachmängel

vertragliche Einschrän-
kung von Rechten

vertragliche Verkürzung 
der Verjährungsfrist

Beweislastumkehr

unwirksam, wenn sie 

den Verbrau cher 

benachteiligen

unwirksam, wenn unter 

2 Jahre bei neuen 

Sachen 

innerhalb von 6 Monaten nach Gefahren-

übergang muss der Verkäufer beweisen, 

dass die Sache einwandfrei war

§ 475 (1) BGB § 475 (2) BGB § 476 BGB

Verkäufer = Unternehmer
§ 14 BGB Verbrauchsgüterkaufvertrag

Käufer = Verbraucher
§ 13 BGB

besondere Schutzvorschriften (Verbraucherschutz)

allgemeine 
Geschäfts-

bedingungen

Gefahren-
übergang

Zusendung 
unbestellter 

Ware

Garantie-
erklärung

Widerrufs-
recht

werden nur bei 

ausdrücklichem 

Hinweis Vertrags-

bestandteil

auch bei 

Versendungs-

kauf erst bei 

Übergabe an 

den Käufer

Versender hat 

keinen Anspruch 

auf Bezahlung 

oder Rücksen-

dung

muss u. a. darauf 

hinweisen, dass 

die gesetzlichen 

Rechte nicht 

eingeschränkt 

werden

bei Fernabsatz-

ver trägen innerhalb 

von 14 Tagen (z. B. 

bei Bestellung per 

Brief, Telefon, 

E-Mail, Internet)

§ 310 (1) BGB §§ 474 (2), 

447 (1) BGB

§ 241a BGB § 477 BGB § 312g BGB

Widerrufsrecht des Verbrauchers gem. § 312g BGB
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2.7 Besondereheiten beim Abschluss von Kaufverträgen mit Verbrauchern 2/2

Praktische Anwendung:

Internetkauf

=  Kauf von Waren über das Internet 
bei Online-Shops

Internetauktion

= verbindliches Angebot eines Bieters an 
den Höchstbietenden zu verkaufen

Widerrufsrecht: falls Fernabsatzvertrag,
d. h. Vertrag mit Fernkommunikations-

mittel, den ein Unternehmer mit einem 

Verbraucher abschließt.

Kaufvertrag ist schwebend wirksam

Informationspflicht des Unternehmers § 312d BGB:
� Einzelheiten des Vertrages
�  geschäftlicher Zweck des Vertrages

Fristen
bei rechtzeitiger 

Belehrung über Rechte

(Widerrufsbelehrung) 

(vor oder unverzüg-

lich nach Vertragsab-

schluss) 

gem. § 356 BGB

bei Widerrufsbeleh-

rung nicht vor oder 

unverzüglich nach 

Vertragsabschluss 

bei einer fehlerhaften 

oder unterlassenen 

Information

Widerrufsbelehrung 

entspricht nicht den

gesetzlichen 

Anforderungen von 

Art. 246a § 1 (2) S. 1 

Nr. 1 BGBEG

14 Tage spätestens zwölf Monate und 14 Tage (§ 356 (3) S. 2 (BGB)
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Nichtigkeit und Anfechtbarkeit von Rechtsgeschäften und Willenserklärungen2.8

Nichtiges Rechtsgeschäft:

von Anfang an ungültig

Anfechtbares Rechtsgeschäft:

zunächst gültig, bei Anfechtung von Anfang an ungültig

� Geschäftsunfähigkeit

 § 105 (1) BGB

� Zustand der Bewusstlosigkeit

 oder vorübergehender

 Störung der Geistestätigkeit

 § 105 (2) BGB

� Scheingeschäft

 § 117 (1) BGB; aber: 

 gewolltes Geschäft ist 

 wirksam (§ 117 (2) BGB)

� gesetzliches Verbot

 § 134 BGB

� Verstoß gegen gute Sitten

 § 138 BGB

�  Verstoß gegen Formvorschrift 

§ 125 BGB; in bestimmten Fäl-

len wird Formmangel geheilt

� Scherzgeschäft § 118 BGB

� Inhaltsirrtum

� Erklärungsirrtum

� Eigenschaftsirrtum

� Übermittlungsirrtum

Anfechtungsgründe

 Kein Anfechtungsgrund: Motivirrtum

Ausschluss der Anfechtung nach 10 Jahren (§ 121 (2), 

§ 124 (3) BGB)

Irrtum

Frist:
unverzüglich

§ 121 BGB

arglistige Täuschung,
widerrechtliche Drohung

Frist: innerhalb eines Jahres ab 
Ent deckung oder Wegfall der 

Zwangslage
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1/1Rechtliche Rahmenbedingungen von Unternehmen2.9

Rechtliche Rahmenbedingungen

Firma

Kannkaufmann
(§§ 2, 3 HGB)

= Kleinbetrieb oder
Landwirt 

Kaufmann kraft frei-
williger Eintragung

Istkaufmann 
(§ 1 HGB)

= Betrieb eines 
Handelsgewerbes 
mit kaufmännisch 

eingerichtetem
Geschäftsbetrieb

Verpflichtung zur 
Eintragung ins HR

Name, unter dem ein 
Kaufmann seine Geschäfte

betreibt

Personenfirma
Sachfirma

Fantasiefirma

Oder:
Gemischte Firma

Handelsregister

amtliches, öffentliches Verzeichnis aller Kaufleute in einem Registerbezirk
Abteilung A: Einzelkaufleute und Personengesellschaften
Abteilung B: Kapitalgesellschaften

Formkaufmann
(§ 6 HGB)

= Kaufmann wegen
der gewählten

Rechtsform 

Verpflichtung zur
Eintragung ins HR

konstitutivdeklaratorisch konstitutiv

Kaufmann
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Arten von Mängeln bei Schlechtleistung2.10

Verkäufer erfüllt seine Pflicht, mangelfrei zu liefern, nicht.

Mängel nach ihrer Eigenschaft

Sachmängel Rechtsmängel
Sache ist zum Zeitpunkt der Übergabe fehlerhaft.

§ 434 BGB
Dritte können an der gelieferten Sache

Rechte geltend machen. § 435 BGB

Sachmängel

Tatsächliche Beschaffenheit
weicht von vereinbarter
Beschaffenheit ab.
§ 434 (1) BGB

–  Sache eignet sich nicht für einen 
gewöhnlichen Verwendungs-
zweck.
§ 434 (1) S. 2 Nr. 2 BGB

–  Sache entspricht nicht den
Versprechungen der Werbung 
bzw. der Kennzeichnung auf der 
Verpackung. § 434 (1) S. 3 BGB

Sache eignet sich nicht für den 
nach dem Vertrag vorausgesetz-
ten Zweck.
§ 434 (1) S. 2 Nr. 1 BGB

–  Falschlieferung: andere als bestellte Sache wird 
geliefert. § 434 (3) BGB

–  Zuweniglieferung: Lieferung einer zu geringen 
Menge. § 434 (3) BGB

–  Fehlerhafte Montage durch Verkäufer oder
Monteur. § 434 (2) S. 1 BGB

–  Fehlerhafte Montageanleitung.
§ 434 (2) S. 2 BGB

Schlechtleistung

Mängel nach ihrer Entdeckbarkeit

Offene Mängel

bei Prüfung sofort erkennbar

Versteckte Mängel

bei Prüfung nicht sofort erkennbar

Arglistig (absichtlich) verschwiegene Mängel

Verkäufer verschweigt absichtlich einen Mangel
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Prüf- und Rügefristen bei Schlechtleistung (Verjährungsfristen)2.11

Prüfpflicht  Rügepflicht bei

offenen
Mängeln

versteckten
Mängeln

innerhalb von zwei Jahren

§ 438 (1) Nr. 3 BGB

Beginn: mit Ablieferung der Sache (§ 438 (2) BGB)

arglistig verschwie-
genen Mängeln

innerhalb von drei
Jahren § 438 (3) BGB

Beginn: am Ende des Jahres 

der Entdeckung des Mangels 

(§ 438 (3), § 195, § 199 BGB)

keine
gesetzliche 
Regelung
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Rechte des Käufers bei Schlechtleistung2.12

wenn Verkäufer Mangel

zu vertreten hat und

Schaden entstanden ist

Nacherfüllung § 439 BGB

Mangelbeseitigung 

(Nachbesserung)

bei Gattungskauf:

Lieferung einer

mangelfreien

Sache (Ersatzlieferung)

oder

Schadenersatz

neben der Leistung 

(Sache bleibt 

beim Käufer) 

§ 280 (1) BGB

wahlweise

wenn Verkäufer Mangel zu vertreten hat

Rücktritt und Schadenersatz sind auch zusammen möglich § 325 BGB

wenn Schaden   entstanden ist

� Rechte des Käufers bei Schlechtleistung

§ 476 BGB: Beweislastumkehr bei Verbrauchsgüterkauf innerhalb der ersten sechs Monate:

Ein Mangel zum Zeitpunkt des Gefahrenübergangs wird vermutet.

wenn Nachfrist erfolglos oder wegen

§§ 323 (2), 440 BGB nicht erforderlich oder

2 erfolglose Nachbesserungsversuche

wenn unerheblicher

Mangel § 441 (1) S. 2 BGB

wenn erheblicher

Mangel § 323 (5) S. 2 BGB

Minderung

§ 441 BGB

Rücktritt

§§ 437, 323 (1) BGB

Schadenersatz statt

der Leistung (Sache wird 

zurückgegeben)

§§ 280 (1) u. (3),

281 BGB

Ersatz vergeblicher 

Aufwendungen

(Käufer erhält

die Sache nicht)

§ 284 BGB

wahlweise

� Voraussetzungen für die Inanspruchnahme von Rechten bei Schlechtleistung

gültiger Kaufvertrag
(§ 433 BGB)

Sache ist zum Zeitpunkt 
des Gefahrenübergangs 

mit Mängeln behaftet 
(§ 434 (1) BGB)

Käufer kannte zum Zeit-
punkt des Vertrags-

schlusses den Mangel 
nicht (§ 442 BGB)

Mängelansprüche sind 
noch nicht verjährt
(§ 438 (1) Nr. 3 BGB)

aber: Beweislastumkehr
(§ 476 BGB)
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Voraussetzungen und Besonderheiten bei der Geltendmachung 
von Gewährleistungsansprüchen2.13

Voraussetzungen und Besonderheiten bei Geltendmachung von Gewährleistungsansprüchen

keine Mangel-
kenntnis des 

Käufers
(§ 442 (1) BGB)

sonst: Verlust der 

Käuferrechte

Nichteinhaltung der Rügefristen 
(Verjährungsfristen)

Garantieerklärung
Garantie: freiwillige 

Zusage des Verkäufers 

oder des Herstellers

Käufer hat neben den 

gesetzlichen Rechten 

noch Rechte aus 

Garantie

(Sonderbestimmungen: 

§ 477 BGB)

Eingeschränkte 
Vertragsfreiheit

Verbraucher dürfen 

durch Vertragsverein-

barungen nicht 

schlechter gestellt 

werden (z. B. vertrag-

liche Kürzung der 

Verjährungs-

fristen) als durch 

gesetzliche Regelung 

(§ 475 BGB). 

offene 

Mängel

versteckte

Mängel

arglistig ver-

schwiegene 

Mängel

drei Jahre
(§ 438 (2) 

BGB)

Verjährungs-

beginn: Ende 

des Jahres, 

in dem 

1. der An-

spruch ent-

standen ist 

und

2. der Man-

gel entdeckt 

wurde 

(§§ 438 (3), 

195, 199 

BGB)

zwei Jahre
(§ 438 (1) Nr. 3 BGB)

Verjährungsbeginn:

Ablieferung 

der Sache 

(§ 438 (2) BGB)

⎫ ⎪ ⎪ ⎬ ⎪ ⎪⎭ 
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Nicht rechtzeitige Lieferung und Lieferungsverzug2.14

� Voraussetzungen für den Eintritt von Lieferungsverzug

Nichtleistung trotz Fälligkeit
§ 271 BGB

Vertretenmüssen
§§ 286 (4), 276 BGB

Schuldverhältnis (gültiger Kaufvertrag) §§ 241, 433 BGB

��  Zeit nach Kalender bestimmt
(Bsp. Lieferung erfolgt am ...)

��    Schuldner erklärt, dass er 
die Lieferung verweigert

��    Zeit bestimmbar (Bsp. Lie-
ferung erfolgt 14 Kalendertage 

nach Auftragsbestätigung)

Mahnung
§ 286 (1) BGB

Nicht erforderlich gem. § 286 (2) BGB wenn:

+ +

Ersatz vergeblicher
Aufwendungen

§ 284 BGB
oder

Rücktritt und Schadenersatz sind auch zusammen möglich § 325 BGB

Schadenersatz statt
der Leistung §§ 280 (1), (3), 

281 BGB, 376 HGB

Rücktritt
§ 323 (1) BGB, § 376 HGB

ohne Nachfristsetzung

� Rechte des Käufers bei Lieferungsverzug

nur nach erfolgloser oder nicht

erforderlicher Nachfristsetzung

Lieferung verlangen
§ 433 BGB

� Arten der Schadenberechnung bei Geltendmachung von Schadenersatz

Konkrete Schadenberechnung Abstrakte Schadenberechnung Konventionalstrafe

bei entstandenem Verzögerungsschaden:

Schadenersatz
(zusätzlich zur Leistung) § 280 (1) BGB

wenn Nachfrist erfolglos oder wegen § 281 (2) BGB oder § 376 HGB nicht erforderlich ist, Verkäufer

Pflichtverletzung gem. § 280 (1) BGB zu vertreten hat und Schaden entstanden ist

wenn Nachfrist erfolglos oder wegen

§ 323 (2) BGB oder § 376 HGB nicht erforderlich

Erweiterte Haftung (Verantwortlichkeit)
des Lieferers während des Verzugs

jede Fahrlässigkeit + Zufall (§ 287 BGB)
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2.15 Nicht rechtzeitige Zahlung und Zahlungsverzug

Rücktritt und Schadenersatz sind auch zusammen möglich § 325

� Höhe der Verzugszinsen

Verträge, an denen ein Verbraucher
beteiligt ist

Basiszinssatz § 247 BGB

+ 5 Prozentpunkte § 288 (1) BGB

Basiszinssatz 

1. Jan. 2016 

– 0,83 %

bei Nachweis: Geltendmachung eines höheren Schadens möglich § 288 (4) BGB

� Rechte des Verkäufers bei Zahlungsverzug

Zahlung verlangen
§ 433 BGB

ohne Nachfristsetzung

bei entstandenem Verzögerungsschaden: 

Schadenersatz
(zu sätzlich zur Leistung) § 280 (1) BGB

Rücktritt
§ 323 (1) BGB

wenn Nachfrist erfolglos oder

wegen § 323 (2) BGB nicht erforderlich

Verträge, an denen kein Verbraucher
beteiligt ist (z. B. zweiseitiger Handelskauf)

Basiszinssatz § 247 BGB

+ 9 Prozentpunkte § 288 (1) BGB

vereinbarte Fälligkeit

nach Kalender

bestimmt
§ 286 (2) Satz 1 BGB

� Voraussetzung für den Eintritt von Zahlungsverzug

Vertretenmüssen § 286 (4) BGB

gem. § 276 (1) BGB ergibt sich aber aus der Natur der Geld-

schuld, dass der Schuldner deren Nichterfüllung auch ohne 
Verschulden zu vertreten hat („Geld hat man zu haben“)

Nichtleistung trotz Fälligkeit
§§ 271, 286 (1) BGB

Schuldverhältnis (gültiger Kaufvertrag) §§ 433, 241 BGB

+

vereinbarte Fälligkeit nach 

Kalender

bestimmbar
§ 286 (2) Satz 2 BGB

spätestens
30 Tage nach Rechnungszugang

keine
Rechtsfolge

aber durch

Mahnung
§ 286 (1) BGB

Der Gläubiger kann wählen, ob er durch Mahnung vor Ablauf von 30 Tagen 

den Verzug herbeiführen oder durch bloßes Abwarten die gesetzliche 

Regelung greifen lassen will.

an Verbraucher

ohne Hinweis

auf Verzugs-

folgen

mit Hinweis auf 

Verzugsfolgen 

(Verbraucher-

privileg)

an Unternehmer

Zahlungsverzug

Ausdrück liche 

Mahnung
(§ 286 (1) 

BGB)

keine Zusendung einer 

Rechnung

keine Vereinbarung über Fälligkeit

Zusendung einer 

Rechnung § 286 (3) BGB

wenn Nachfrist erfolglos oder wegen § 281 (2) BGB nicht erforderlich ist, Verkäufer

Pflichtverletzung gem. § 280 (1) BGB zu vertreten hat und Schaden entstanden ist

Schadenersatz statt der Leistung §§ 280 (1), (3), 281 BGB

nur nach erfolgloser oder nicht 

erforderlicher Nachfristsetzung
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Mahnverfahren2.16

Gerichtlich

Ziel: Eintreibung von Forderungen durch 

Inanspruchnahme des Gerichts

Form: Antrag auf Erlass eines Mahnbeschei-

des (zuständiges Amtsgericht)

Außergerichtlich

Ziel: Säumiger Schuldner wird durch

Mahnung – ohne Inanspruchnahme eines 

Gerichts – in Zahlungsverzug versetzt.

Form: keine Formvorschrift

 Mahnverfahren
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Mahnverfahren und Zwangsvollstreckung2.17

Maßnahmen zur Sicherung des Zahlungseingangs fälliger Forderungen
(Verlauf im Normalfall)

Außergerichtliches Mahnverfahren
(Erinnerungsschreiben, 1. Mahnung, 2. Mahnung ...)

Gerichtliches Mahnverfahren
(Antrag auf Erlass eines Mahnbescheids 

beim zuständigen Amtsgericht)

Klageerhebung

Zwangsvollstreckung
Voraussetzung: Vollstreckbarer Titel

(Pfändung, öffentliche Versteigerung, eidesstattliche Versicherung)

Eintreibung offener Forderungen unter Einschaltung des Gerichts

Klageverfahren (Zivilprozess)
Klagewert bis 5 000 EUR: beim Amtsgericht des Erfüllungsortes
                über 5 000 EUR: beim Landgericht des Erfüllungsortes

(ZPO §§ 12,29)
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Verjährung2.18

Verjährung
(Recht des Schuldners, Leistung zu verweigern, wenn ein Anspruch verjährt ist)

Verjährungsfristen

Regelmäßige Verjährungsfrist:
3 Jahre (§ 195 BGB)

Verlängerte Verjährungsfristen:
10 Jahre (§ 196 BGB)
30 Jahre (§ 197 BGB)

Verkürzte Verjährungsfrist:
2 Jahre (§ 438 (1) Nr. 3 BGB)

Verjährungsbeginn

Schluss des Jahres, in dem der Anspruch 

entstanden ist (§ 199 (1) BGB).

mit der Entstehung des Anspruchs (§ 200 BGB)

mit der Ablieferung der Sache (§ 438 (2) BGB)

Hemmung und Neubeginn der Verjährung
(Bsp. Regelmäßige Verjährungsfrist: 3 Jahre)

 Fälligkeit des Beginn der   Ende der
 Anspruchs: Verjährung:   Verjährung
 14. Nov. 08 31. Dez. 08 31. Dez. 09 31. Dez. 10 31. Dez. 11

Hemmung

Abschlags-

zahlung
3 Jahre

(Eintritt der 
Verjährung 

am 
01. Jan. 12)

⎧ ⎪ ⎨ ⎪ ⎩

⎫⎪⎪⎪⎪⎪ ⎪ ⎪⎪⎬ ⎪⎪⎪ ⎪⎪⎪ ⎪⎪⎭
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2.19 Verbraucherdarlehensvertrag

Verbraucherdarlehensvertrag = entgeltlicher Darlehensvertrag
zwischen Unternehmer und Verbraucher (§ 491 (1) BGB)

Besondere Vorschriften

Schriftform § 492 BGB

Kündigung § 500, § 502 BGB

vorzeitig: Vorfälligkeitsentschädigung

� Vorvertragliche Informationen 

 (§ 491a BGB, Art. 247 § 3 BGBEG)

� Vertragsinhalte (Art. 247 § 6 BGBEG)

� Informationen während des Vertrags-

 verhältnisses (§ 493 BGB)

Widerrufsrecht §§ 495, 312b (1), 355 (1) BGB

Kreditverträge 
mit Verbrauchern 

und Existenzgründern 
§§ 491–512 BGB
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Zahlungsverkehrsleistungen (bargeldloser Zahlungsverkehr)3.1

Zahlungsverkehrsleistungen (bargeldloser Zahlungsverkehr)

ohne Karte mit Karte

Überweisung SEPA-Lastschrift
Voraussetzung: 

SEPA-Lastschrift-
mandat

Bankkarte Kreditkarte

Beleghaft
(Überwei-

sungs-
vordruck)

Beleglos
(Home-
banking)

Basislast-
schrift-

verfahren

Firmen-
lastschrift-
verfahren

elektro-
nische 

Geldbörse
(Geldkarte)

ec-cash-
Zahlung

Kontobelastung nach 
Zahlung (Kredit)

Sonderform 
bei Internet-
käufen:

giropay 
(„automatisch“ 
ausgefüllte 
Überweisung)

Unternehmer 
– Verbraucher

Widerspruch 
gegen Konto-
belastung: 
bis 8 Wochen 
ab Belastung; 
bei fehlender 
Autorisierung: 
13 Monate

Unternehmer 
– Unternehmer

Kein 
Widerspruch 
möglich

Konto-
belastung 
vor Zahlung

Konto-
belastung 
zeitnah zur 
Zahlung

Zahlung bei 
Vertrags-
unternehmen:
Unterschrift

Zahlung bei 
Internetkauf: 
Kartennummer

Besondere Bezahlverfahren

Wertkarte (z. B. Paysafecard) PayPal

=  nicht wieder aufladbare Pre-Paid Karte
Verwendung: Internetkäufe

=  Zahlungsmethode, bei der Käufer wahlweise per 
Lastschrift oder Kreditkarte zahlen kann

Besondere 
Überweisungsart:
Dauerauftrag 
(gleich bleibend: 
Betrag, Tag, 
Empfänger)
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Zielsysteme von Unternehmen4.1

    

Strategische Ziele (nicht operationalisierte Ziele)

Operative Ziele (operationalisierte Ziele)

Erfüllungsgrad ZeitInhalt

Operationalisierung von Zielen

Vision/Leitbild

Zielbeziehungen/Zielhierarchie

wirtschaftliches Oberziel
(Gewinnmaximierung)

nebengeordnete Ziele

Unterziele
soziale 
Ziele

ökologische 
Ziele

komplementär konkurrierend

Unternehmensziele

 nebengeordnete Ziele Oberziele nebengeordnete Ziele

Unterziele (Subziele) Unterziele (Subziele)

Wirtschaftliche Ziele

Unternehmensleitbild

soziale Ziele  ökologische Ziele
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Auswertung der Gewinn- und Verlustrechnung (Ergebnisanalyse)4.2

Ziel der Ergebnisanalyse

Beurteilung der Geschäftstätigkeit eines Unternehmens durch
Auswertung der Gewinn- und Verlustrechnung

Rentabilitätskennzahlen

Eigenkapitalrentabilität

= 
Gewinn · 100

Eigenkapital

Umsatzrentabilität

= 
Gewinn · 100

Umsatz

Gesamtkapitalrentabilität

(Gewinn + Fremdkapitalzinsen) · 100
=

Gesamtkapital

Zusammenhang zwischen Verschuldungsgrad und Eigenkapitalrentabilität
(Leverage-Effekt)

Zusätzlicher Einsatz von Fremdkapital (= steigender Verschuldungsgrad)

Zunahme der Eigenkapitalrentabilität,
wenn Zinssatz für Fremdkapital < Gesamtkapitalrentabilität
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Standortwahl5.1

Absolut
gebundener Standort

z. B. Kieswerk, 
Kohleabbau, etc.

Standortwahl

Infrastruktur Absatzmöglich-
keiten/Kaufkraft 

Energie-
versorgung/Strom-, 

Gas-, Wasser-, Abwasser-
anschlüsse

Miete, Pacht Arbeitskräfte (Kosten,
Qualifikationen)

Beschaffungs-
möglichkeiten

Verkehrswege/
Parkplätze

Forschungs-
einrichtungen, 
Universitäten

Gebundener Standort

Relativ
gebundener Standort

z. B. bei Betriebs-
übernahme

Einflussgrößen

öffentliche Abgaben Umweltbelastung/
Auflagen

Konkurrenz

Freier Standort
z. B. bei einer Neugründung
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1/2Gesellschaft des bürglichen Rechts (GbR)5.2

Begriff:  Personengesellschaft (§§ 705 ff. BGB) mit mindestens zwei Gesellschaftern, die persönlich 
und gesamtschuldnerisch haften

Gründung Firmierung Merkmale Auflösung

  Abschluss eines 
Gesellschaftsver-
trags (notarielle 
Beurkundung, falls 
Grundstücke ein-
gebracht werden)
§ 311b BGB

  nov gnutsieL Geld- 
oder Sachein-
lagen lt. Gesell-
schaftsvertrag

  Eingebrachte 
Einlagen werden 
Gesamthands-
vermögen

 BGB 917 § 

  keine Firma, 
da keine Kauf-
mannseigenschaft;

  Möglichkeit der 
Führung einer 
firmenähnlichen 
Bezeichnung (z. B. 
ARGE Schwarzes 
Ross)

  vertraglicher
Zusammen-
schluss von 
Personen 
(natürliche oder 
juristische 
Personen)

  Förderung eines 
gemeinsamen 
Zwecks (zulässig: 
jeder gesetzlich 
erlaubte Zweck)

Auflösungsgründe 
1.  vertragliche 

Vereinbarung
2.  Kündigung durch 

einen Gesellschaf-
ter – § 723 BGB

3.  Kündigung durch 
einen Privatgläubi-
ger – § 725 BGB

4.  Tod eines Gesell-
schafters
–  § 727 (Aus-

nahme: Fort-
setzungs-
klausel im 
Gesellschafts-
vertrag)

5.  Erreichen oder 
Unmöglichwerden 
des Gesellschafts-
zwecks 
– § 726 BGB

6.  Eröffnung eines 
  Insolvenzverfah-

rens
 – § 728 BGB
7.  Zeitablauf 

– § 723 BGB

Pflichten und Rechte der Gesellschafter

sintlährevneßuAsintlährevnennI

ethceRnethcilfPethceRnethcilfP

  Beitrags-
pflicht 
– § 706 
BGB

  Arbeits-
leistung 
(Ge-
schäfts-
führung)

  – § 709 
BGB

  Verlust-
beteiligung

  – 722 (1) 
BGB

  Treue-
pflicht

  Geschäfts-
führung
– § 709 (1) 
BGB

  Kontrollrecht
– § 716 BGB

  Gewinnbetei-
ligung
– § 722 BGB

  Kündigung
– § 723 BGB

  Liquidations-
erlös
– § 730 ff. 
BGB

  Stimmrecht

  Haftung – § 421 BGB

Unbeschränkt
Geschäfts- 
u. Privat-
vermögen

 

Unmittelbar
Direkte 
Inanspruch-
nahme durch 
Gläubiger

Solidarisch
Für alle 
Schulden 
der GbR

 -tmaseg  =
schuld-
nerisch

  Vertre-
tung 
– § 714 
BGB

⎫⎥⎥⎥⎥⎬⎥⎥⎥⎥⎭ ⎫⎥⎬⎥⎭

= persönlich
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Gesellschaft des bürglichen Rechts (GbR) 2/25.2

sintlährevneßuAsintlährevnennI

Geschäftsführung – § 709 ff. BGB
betrifft das Innenverhältnis

Vertretung – § 714 BGB
– betrifft das Außenverhältnis
– Grundsatz: Selbstorganschaft

Vertretung leitet sich im Zweifel aus der
Geschäftsführungsbefugnis ab – § 714 BGB

Arten der Geschäftsführung (§ 709 ff. BGB) Arten der Vertretung

Ohne Vereinbarung 
im Gesellschafts-
vertrag:

Mit Vereinbarung im 
Gesellschaftsvertrag:

Gesamtvertretung Einzelvertretung

alle Gesellschafter 
gemeinsam
(Gesamtgeschäfts-
führung)

1.  ein Gesellschafter 
allein

     (Einzelgeschäfts-
führung )

2.  zwei oder mehrere 
Gesellschafter 
(Gesamtgeschäfts-
führung)

Alle Gesellschaf-
ter vertreten 
die GbR
(gesetzlicher 
Regelfall)

Zwei oder 
mehrere 
Gesell-
schafter 
vertreten 
die GbR

Einzelner Gesell-
schafter vertritt 
die GbR

bei Vereinbarung im
Gesellschaftsvertrag
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Offene Handelsgesellschaft (OHG)5.3

Begriff: Personenhandelsgesellschaft (§§ 105 ff. HGB) mit mindestens zwei Gesellschaftern, die persön-
lich und gesamtschuldnerisch haften

Gründung Firmierung Beginn Auflösung

Abschluss eines
Gesellschaftsvertrags
(notarielle Beurkun-
dung, falls Grund-
stücke eingebracht
werden § 311 b BGB
Leistung von Geld-
oder Sacheinlagen
lt. Gesellschafts-
vertrag
Eingebrachte
Einlagen werden
Gesamthandsver-
mögen § 719 BGB
Eigenkapital =
Summe der Einlagen
in Euro

Sach-, Personen-
oder Fantasiefirma
mit dem Zusatz
„Offene Handels-
gesellschaft“ oder
„OHG“ § 19 (1) Nr. 2
HGB

Im Innenverhältnis:
Mit Abschluss des
Gesellschaftsvertrages
oder mit dem im Gesell-
schaftsvertrag festgeleg-
ten Termin

Außenverhältnis:
(1) bei Handelsgewerbe
mit kaufmännischem
Geschäftsbetrieb nach §
1 HGB: mit Aufnahme
der Geschäftstätigkeit; 
HR-Eintragung ist
deklaratorisch
§ 123 (2) HGB

(2) OHG betreibt Klein-
gewerbe (§§ 1, 2, 6
HGB): mit Eintragung ins
HR; HR-Eintragung
ist konstitutiv
§ 123 (1) HGB

Auflösungsgründe
§ 131, § 133 HGB:

1. Zeitablauf lt. Gesell-
schaftsvertrag

2. Gesellschafter-
beschluss

3. Eröffnung eines
Insolvenzverfahrens

4. Gerichtliche
Entscheidung

Pflichten und Rechte der Gesellschafter

sintlährevneßuAsintlährevnennI

ethceRnethcilfPethceRnethcilfP

Kapitaleinlage
Arbeitsleistung
(Geschäftsführung)
§ 114 (1) HGB
Treuepflicht und
Wettbewerbsverbot
§ 112 f. HGB
Verlustbeteiligung
§ 121 (3) HGB

Geschäftsführung
§ 114 ff. HGB
Stimmrecht
§ 119 HGB
Kontrollrecht
§ 118 HGB
Gewinnbeteiligung
§ 120 f. HGB
Privatentnahme
§ 122 HGB
Kündigung
§ 132 HGB
Liquidationserlös
§ 155 HGB

Haftung §§ 128–130 HGB Vertretung
§ 125 ff.
HGB

unbe-
schränkt

Geschäfts-
u. Privatver-
mögen

unmittelbar

direkte
Inanspruch-
nahme durch
Gläubiger

solidarisch

für alle
Schulden 
der OHG

⎫⎥⎥⎥⎬⎥⎥⎥⎭

= persönliche Haftung
§ 105 HGB

BGH .ff 521 § gnutertreVBGH .ff 411 § gnurhüfstfähcseG
sintlährevneßuA sad tffirtebsintlährevnennI sad tffirteb

(Grundsatz: Selbstorganschaft)

Arten der Vertretung
Grundsatz: Umfang nicht beschränkbar § 126 HGB

gewöhnliche Geschäfts-
führungsmaßnahmen:

Widerspruchsrecht der zur
Geschäftsführung befugten
Gesellschafter 
§ 115 (1) HGB

außergewöhnliche
Geschäftsführungs-

maßnahmen:
Beschluss aller Gesellschaf-
ter erforderlich 
§ 116 (2) HGB

Einzelgeschäftsführung:
jeder Gesellschafter allein

gilt, falls im
Gesellschaftsvertrag keine

andere Vereinbarung getrof-
fen wurde

Gesamtgeschäftsführung:
zwei oder mehrere

Gesellschafter gemeinsam

Vereinbarung im Gesell-
schaftvertrag erforderlich

Einzelne Gesellschafter
vertreten die OHG

zwei oder mehr Gesellschafter
vertreten die OHG gemeinsam

Anmeldung von allen Gesellschaftern zur Eintragung ins
Handelsregister – §§ 125, 106, 108 HGB

Gewöhnliche
Geschäfte

Außergewöhnliche
Geschäfte

Keine Beschränkung
Ausgenommen: Grundlagengeschäfte

gnutertrevtmaseGgnutertrevlezniEgnurhüfstfähcseG red netrA
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Kommanditgesellschaft (KG)5.4

Begriff: Personenhandelsgesellschaft (§§ 162 ff. HGB) mit mindestens zwei Gesellschaftern:
mindestens ein Gesellschafter haftet beschränkt (Teilhafter, Kommanditist)
mindestens ein Gesellschafter haftet voll (Vollhafter, Komplementär)

Gründung Firmierung Beginn Auflösung

Abschluss eines
Gesellschaftsvertrags
(notarielle Beurkun-
dung, falls Grund-
stücke eingebracht
werden § 311b BGB)

Leistung von Geld-
oder Sacheinlagen lt.
Gesellschaftsvertrag

Eingebrachte Einlagen
werden Gesamt-
handsvermögen
§ 719 BGB

Eigenkapital = Summe
der Einlagen in Euro

Sach-, Personen-
oder Fantasiefirma
mit dem Zusatz
„Kommanditgesell-
schaft“ oder „KG“
§ 19 (1) Nr. 3 HGB

Im Innenverhältnis:

Mit Abschluss des Gesell-
schaftsvertrages oder mit
dem im Gesellschaftsver-
trag festgelegten Termin

Auflösungsgründe
wie bei der OHG § 131,
§ 133 HGB:
1. Zeitablauf lt. Gesell-

schaftsvertrag
2. Gesellschafter-

beschluss
3. Eröffnung eines

Insolvenzverfahrens
4. Gerichtliche

Entscheidung

Bei Tod eines Komman-
ditisten: Fortsetzung
der KG mit den Erben,
falls keine anders 
lautende Vereinbarung
im Gesellschaftsvertrag
§ 177 HGB

Vollhafter (Komplementär) Teilhafter (Kommanditist)

Pflichten Rechte Pflichten Rechte

Kapitaleinlage
Arbeitsleistung
(Geschäftsführung)
§ 114 (1) HGB
Treuepflicht und
Wettbewerbsverbot 
§ 112 f. HGB
Verlustbeteiligung
§ 168 (2) HGB
Haftung
§§ 128–130 HGB

Geschäftsführung
§ 114 ff. HGB
Stimmrecht 
§ 119 HGB
Kontrollrecht
§ 118 HGB
Gewinnbeteiligung
§ 168 HGB
Privatentnahme
§ 122 HGB
Kündigung
§ 132 HGB
Liquidationserlös
§ 155 HGB
Vertretung
§ 125 ff. HGB

Kapitaleinlage
falls vereinbart:
Erbringung von
Dienstleistungen
Verlustbeteiligung
§ 167 (3), § 168 (2)
HGB
falls gesonderte Ver-
einbarung: Vertretung 
§ 170 HGB (andern-
falls sind Willens-
erklärungen schwe-
bend unwirksam)
Haftung § 171 HGB
Treuepflicht
§ 112 HGB i.V.m.
§ 165 HGB

falls gesonderte 
Vereinbarung:
Geschäftsführung 
§ 164 HGB;
Widerspruchsrecht
bei außergewöhnli-
chen Handlungen
§ 164 HGB
Kontrollrecht
§ 166 HGB
Gewinnbeteiligung
§ 168 HGB (aber kei-
ne Privatentnahmen)
Kündigung § 132
i.V.m § 161 (2) HGB
Befreiung vom Wett-
bewerbsverbot
§ 165 HGB
falls gesonderte Ver-
einbarung: Vertretung
§ 170 HGB

Pflichten und Rechte der Gesellschafter

Außenverhältnis:
(1) bei Handelsgewerbe 
mit kaufmännischem 
Geschäftsbetrieb nach 
§ 1 HGB: mit Aufnahme 
der Geschäftstätigkeit 
spätestens aber mit 
Eintragung 
§ 123 (1) u. (2) HGB

(2) KG betreibt Kleinge-
werbe (§§ 1, 2, 6 HGB): 
mit Eintragung ins HR 
§ 123 (1) HGB
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Aktiengesellschaft5.5

Kapitalgesellschaft ist
juristische Person
§ 1 (1) AktG

Formkaufmann § 6 HGB,
Handelsgesellschaft
§ 3 (1) AktG
Beteiligung der Aktionäre
in Form von Aktien
§ 1 (2) AktG

Aktiengesellschaft

Gründerzahl: mindestens 1 Gründer § 2 AktG

Merkmale:

Nennwert der Aktie:

Gibt den Anteil des
Aktionärs am Grund-

kapital und damit
seinen Einfluss in der
Hauptversammlung

an.

Grundkapital:Firma: Organe:

Sach-, Personen-, Misch-
oder Fantasiefirma mit
der Bezeichnung „Aktien-
gesellschaft“ oder eine
allgemein verständliche
Abkürzung („AG“)
§ 4 (1) AktG

Mindestbetrag:
50 000 EUR § 7 AktG
Zerlegung in Aktien
§ 1 (2) AktG
– Stückaktien (Quoten-

aktien)
– Nennbetragsaktien
– Inhaberaktien –

Namensaktien
– Stammaktien – Vor-

zugsaktien § 8 AktG
Aufbringung des Grund-
kapitals bei Gründung
– Bareinlagen: 25 % des

Nennwertes zuzüglich
volles Agio §§ 36, 36a
(1) AktG

– Sacheinlagen: voll-
ständig § 36a (2) AktG

Kurswert der
Aktie:

Wert, zu dem eine
Aktie an der Börse

gehandelt wird.

Aufsichtsrat (überwachen-
des Organ) § 95 AktG

Zusammensetzung des
Aufsichtsrates § 96 AktG

Vorstand (leitendes Organ)
§ 76 AktG

bis 500 Arbeitnehmer
(§ 95 AktG)

ausschließlich Vertreter
der Anteilseigner

von 501 bis 2 000 Arbeit-
nehmer Drittelparität

(§ 4 DrittelbG)
2/3 Vertreter der Anteils-

eigner
1/3 Arbeitnehmervertreter

mehr als 2 000 Arbeit-
nehmer paritätitsche

Mitbestimmung
(§ 7 MitbestG)

1/2 Vertreter der Anteils-
eigner

1/2 Arbeitnehmervertreter

bestellt für 5 Jahre

Hauptver-
sammlung
(beschlie-

ßendes Organ)
§§ 118 ff. AktG

Arbeitnehmer-
vertreter

w
äh

le
n 

fü
r 

4 
Ja

hr
e

keine Haftung der Aktionäre 
(Es haftet nur die AG mit
ihrem Gesellschafts-
vermögen.) § 1 (1) S. 2 AktG
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Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH)5.6

Kaufmann kraft Rechtsform (Formkaufmann) § 6 HGB

Wirkung der Eintragung ins Handelsregister: konstitutiv § 11 GmbHG

Stammkapital § 5a (1) Firmenzusatz § 5a (2) gesetzliche Rücklage § 5a (3)

Gründung: mindestens 1 Gründer; zu jedem beliebigen Zweck, sofern gesetzlich
nicht ausgeschlossen aber immer:
Handelsgesellschaft Vorschriften des Handelsrechts gelten;
§§ 1, 13 (3) GmbHG

Gesellschaftsvertrag: notarielle Beurkundung erforderlich § 2 GmbHG
Firma: Sach-, Personen-, Misch oder Fantasiefirma mit Zusatz Gesellschaft 

mit beschränkter Haftung bzw. GmbH § 4 GmbHG
Gesellschafter: natürliche oder juristische Personen übernehmen Geschäftsanteile

(= Nennbeträge am Stammkapital einer GmbH) § 5 GmbHG

Keine persönliche Haftung der Gesellschafter 
GmbH als juristische Person haftet mit ihrem Gesellschaftsvermögen § 13 (2) GmbHG 

GmbH
= Kapitalgesellschaft mit eigener Rechtspersönlichkeit (juristische Person) § 13 (1) GmbHG

Geschäftsanteil = Mitgliedschaftsrecht 
(Beteiligung am tatsächlichen Reinvermögen der GmbH) – § 14 GmbHG

Organe: – Geschäftsführer (leitendes Organ) § 35 GmbHG 
 (bei mehreren Geschäftsführern: Gesamtvertretung, falls keine 
 andere Vereinbarung im Gesellschaftsvertrag)
– Gesellschafterversammlung (beschließendes Organ) § 46 GmbHG
– Aufsichtsrat: freiwillig bis 500 Arbeitnehmer, darüber Pflicht 
 (kontrollierendes Organ) § 1 DrittelbG, § 1 MitbG

einfache und kosten-

Wenn durch die Rücklage das Eigenkapital auf die Höhe des Mindeststammkapitals (25000 EUR) 
angewachsen ist: Umwandlung der Rücklage in Stammkapital und Umfirmierung (GmbH) 
möglich (§ 5a (5))

kleiner als Mindeststamm-
kapital 
(theoretisch: 1,00 EUR)

UG (haftungsbeschränkt) Einbehaltung von 25% des 
Jahresüberschusses zur 
Bildung einer Rücklage

Sonderform einer GmbH: geringe
günstige Gründung Unternehmergesellschaft § 5a GmbHG Kreditwürdigkeit

...

Geschäftsanteil(e) 
Gesellschafter B 

Mindestnennbetrag 1 EUR

Geschäftsanteil(e) 
Gesellschafter A 

Mindestnennbetrag 1 EUR

Stammkapital = Summe der Nennbeträge der Geschäftsanteile (mindestens: 25 000 EUR)
zu leistende Einlage vor Eintragung im Handelsregister: mindestens 12 500 EUR
bei Bargründung mit Mindeststammkapital, aber: bei Bareinlagen mindestens

1/4 des Nennbetrags eines Geschäftsanteils, Sacheinlage voll
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Rechtsformverbindungen am Beispiel einer GmbH & Co. KG5.7

= KG als Personengesellschaft, bei der eine GmbH (Komplementär-GmbH) persönlich haftet
(typische GmbH & Co. KG): GmbH-Gesellschafter sind gleichzeitig Kommanditisten der KG

GmbH & Co. KG
(Rechtsformverbindung von GmbH und KG)

A, B
= Kommanditisten

A & B GmbH

=

Komplementär

A & B GmbH

Gesellschafter:

A, B

GmbH GmbH & Co. KG

Eintritt
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Konzern am Beispiel eines Unternehmenszusammenschlusses5.8

Konzern
Zusammenschluss rechtlich selbständiger Unternehmen unter einheitlicher Leitung

Konzernunternehmen geben ihre wirtschaftliche Selbständigkeit auf

Vertikaler
Konzern

Vor- und nach-
gelagerte Stufen

Horizontaler
Konzern

Konzernunter-
nehmen des
gleichen Wirt-
schaftsbereichs

Diagonaler/Anor-
ganischer Konzern

Mischkonzern,
der in unter-
schiedlichen
Bereichen tätig
ist

Gleichordnungs-
konzern

Alle Konzern-
unternehmen
haben gleich-
rangige Stellung

Unterordnungs-
konzern

Mehrere rechtlich 
selbstständige 
Tochtergesell-
schaften sind der 
einheitlichen 
Leitung eines 
herrschenden 
Unternehmens 
unterstellt

Konzernarten

 gnulletS red hcaNrutkurtS red hcaN
der Konzernunternehmen
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Verbraucherinsolvenz5.9

Ziel: Weg zu einem Neuanfang für überschuldete Haushalte (Stufen):

Verbraucherinsolvenz

1. Stufe: Außergerichtlicher Einigungsversuch
(Schuldenbereinigungsplan, außergerichtliche Einigung)

2. Stufe: Gerichtliche Schuldenbereinigung

Antrag auf Insolvenzverfahren

Zustellung des Schuldenbereinigungsplanes an Gläubiger

Keine Einwendungen der Gläubiger oder evtl. Ersatz 

von Gläubigereinwendungen durch Insolvenzgericht

Verfahren beendet

Schuldner zahlt entsprechend der Abmachung im 

Schuldenbereinigungsplan

3. Stufe: Vereinfachtes Insolvenzverfahren

Verfügungsbefugnis über das Vermögen des Schuldners geht auf Treuhänder über

Verteilung/Veräußerung des pfändbaren Vermögens des Schuldners an Gläubiger; 

Pfändung von Teilen des Arbeitseinkommens

Restschuldbefreiung

Schuldenfreiheit nach Ablauf der Wohlverhaltensperiode (spätestens sechs Jahre, 

unter bestimmten Voraussetzungen drei bzw. fünf Jahre)

Einwendungen der Gläubiger
(keine Einigung über 

Schuldenbereinigungsplan)
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Personalwirtschaft: Personalpolitische Entscheidungen und 
rechtliche Rahmenbedingungen6.1

unternehmens-
interne Personal-

beschaffung

unternehmens-
externe Personal-

beschaffung

Ausnutzung 

der natürlichen

Fluktuation

Anreize zum 

Verlassen 

des Betriebs 

(Abfindung)

Kündigungen

Stellenanzeigen 

Arbeitsvermittlung

Personalleasing
Bewerbungs-

unterlagen
Vorstellungs-

gespräch

Gewerkschaften

Arbeitgeber

Arbeitgeberverband

Arbeitnehmer

Betriebsrat

Arbeitsvertrag
Vertragsfreiheit

Pflichten (= Rechte des

Arbeitnehmers)

� Beschäftigung

� Vergütung

� Fürsorge

� Zeugnis

Pflichten (= Rechte des 

Arbeitgebers)

� Dienstleistung

� Treue

� Verschwiegenheit

� Schmiergeldverbot

�  Handels-/Wettbewerbs-

verbot

� Schadenersatzpflicht

Abschlussfreiheit, Formfreiheit, 

Gestaltungsfreiheit

aber: Niederschrift der Mindest-

inhalte, Einschränkungen durch 

Gesetze, Tarifverträge, Betriebs-

vereinbarungen

Personalbedarfsplanung

Personalbeschaffung Personalfreisetzung

Neueinstellung

PersonalauswahlBeschaffungswege

Einstellungsverfahren

Betriebsvereinbarungen

Tarifvertrag

Arbeitsrecht

Entscheidungs-
bewertungstabelle
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1/1Arbeitsvertrag6.2

Einstellung und Einführung neuer Mitarbeiter

Arbeitsvertragsarten

Befristet Unbefristet

Erforderliche Arbeiten bei der Einstellung neuer Mitarbeiter:

1. Zustimmung des Betriebsrats einholen (§ 99 BetrVG)

2. Abschluss eines Arbeitsvertrags (§ 611 BGB)

Abschluss des Arbeitsvertrags:

Grundsätzlich gilt Vertragsfreiheit, aber spätestens einen Monat nach Beginn des Arbeitsverhältnis-

ses ist die Niederschrift der Mindestinhalte erforderlich.

Endet mit Zeitablauf oder Projektende.

Pflichten des Arbeitnehmers
= Rechte des Arbeitgebers:
Hauptpflicht: Dienstleistungspflicht

Nebenpflichten: 

� Treuepflicht

� Schweigepflicht

� gesetzliches Wettbewerbsverbot

� vertragliches Wettbewerbsverbot

�  Schadensersatzpflicht bei grober Fahrlässig-

keit und Vorsatz.

Weitere notwendige Personalverwaltungsmaßnahmen bei der Einstellung neuer Mitarbeiter

� Anmeldung bei Sozialversicherung, Berufsgenossenschaft, Finanzamt

� Anlegen einer Personalakte

Wichtig: Zur Einarbeitung neuer Mitarbeiter einen Einarbeitungsplan erstellen.

Endet durch Kündigung einer Vertragspartei 

oder Abschluss eines Aufhebungsvertrags.

Pflichten des Arbeitgebers
= Rechte des Arbeitnehmers:
Hauptpflicht: Beschäftigungs-/Vergütungspflicht

Nebenpflichten: 

� Fürsorgepflichten

� Informations- und Anhörungspflicht

� Zeugnispflicht



Ü
91811 Lehraufgaben zur Betriebswirtschaftslehre –

Zusammenfassende Übersichten

 © 2016 by Verlag Europa-Lehrmittel, Nourney, Vollmer GmbH & Co. KG, 42781 Haan-Gruiten, http://www.europa-lehrmittel.de · Europa-Nr.: 91013

Feist · Lüpertz · Reip – Problemlösungen mit Entscheidungsbegründungen zu Lehraufgaben zur Betriebswirtschaftslehre · Lehrerhandbuch

38

1/1Berufsausbildungsvertrag6.3

Berufsausbildungsvertrag

Berufsausbildungsvertrag
BBiG § 10

schriftliche Niederlegung
BBiG § 11

Genehmigung
+

Eintragung

Auszubildender Ausbildender

Kammer

�  Pflichten des 
Auszubildenden

  Befolgungs- und 

Bemühungspflicht

  Verschwiegenheits- und 

Treuepflicht

  Haftung

�  Beginn und Dauer der 
Berufsausbildung

�  Dauer der Probezeit
BBiG § 11

� Pflichten des Ausbildenden

  Ausbildungspflicht

 Fürsorge

 Zeugnis

 Vergütung

 Urlaub

 BBiG § 14

Beendigung des Ausbildungsverhältnisses durch Kündigung

während der Probezeit
fristlos,

Schriftform

ohne Angabe von Gründen

BBiG § 22 (1)

aus wichtigem Grund
fristlos,

Schriftform

mit Begründung

Berufsaufgabe/
Berufswechsel
mit 4-wöchiger 

Kündigungsfrist,

Schriftform,

mit Begründung

nach Ablauf der Probezeit BBiG § 22 (2)
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1/1Mutterschutz6.4
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1/1
Personalwirtschaft: Personalpolitische Entscheidungen und 

rechtliche Rahmenbedingungen6.5

Betriebsrat, Jugend- und Auszubildendenvertretung

Zahl der Vertreter Jugend- und Auszubildendenvertretung 
BetrVG § 60 ff.

Betriebsrat 
BetrVG § 1 ff.

abhängig von der Zahl der 

Wahlberechtigten, max. 15 Mitglieder

BetrVG § 62

abhängig von der Zahl

der Wahlberechtigten

BetrVG § 9

Wahl für  zwei Jahre Wahl für  vier Jahre

Betriebsgröße mindestens 
fünf Wahlberechtigte 

BetrVG §§ 1, 60

aktives

Wahlrecht

passives 

Wahlrecht

jugendliche Arbeitnehmer < 18 Jahre

Auszubildende < 25 Jahre 

BetrVG § 61

jugendliche Arbeitnehmer und 

Auszubildende < 25 Jahre 

BetrVG § 61

volljährige Arbeitnehmer

(einschließlich Auszubildende) 

BetrVG § 7

volljährige Arbeitnehmer, 

mindestens sechs Monate im Betrieb 

BetrVG § 8

5–20

21–50

51–100

151–300

1
3

5
7

Zahl der jugendlichen 
Arbeitnehmer und 
Auszubildenden

Zahl 
der 
Jugendvertreter

…

⎫⎪
⎬
⎪⎭
⎫
⎪
⎪
⎬
⎪
⎪
⎭

BetrVG § 62

5–20

21–50

51–100

101–200

201–400

401–700

1*
3

5
7

9
11

Zahl der 
Arbeit-
nehmer

Zahl der 
Betriebs-
räte

…

⎫
⎪
⎬
⎪ 
⎭
⎫
⎪
⎪
⎪
⎬
⎪
⎪
⎪
⎭

* Betriebsobmann
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1/1Tarifvertrag6.6

GEWERKSCHAFTEN

Tarifvertrag
(Kollektivarbeitsvertrag)

ARBEITGEBERVERBÄNDE
Tarifvertragspartner

Sozialpartner

Tarifverhandlungen

(Tarifautonomie: Recht, Tarifverträge ohne 

stattliche Einflussnahme abzuschließen)

Ergebnis: (neuer) Tarifvertrag

Arten

Mantel-/Rahmentarifvertrag Lohn-/Gehaltstarifvertrag

Laufzeit: 3–5 Jahre

Inhalt: allgemeine Arbeitsbedingungen 

(Arbeitszeit, Urlaub, Kündigungsfristen), 

Einteilung in Lohn- und Gehaltsgruppen 

Laufzeit: 1–2 Jahre

Inhalt: Höhe des Arbeitsentgelts (Lohnsätze, 

Urlaubsgeld)

§ 3 TVG Tarifbindung

Nur für Arbeitsverhältnisse von tarifgebundenen 

Arbeitgebern und tarifgebundenen Arbeitnehmer

ABER: § 5 TVG Allgemeinverbindlichkeit

→ alle Arbeitnehmer und Arbeitgeber der betroffen Branche sind betroffen
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1/1Arbeits- und Sozialordnung6.7

Soziale Marktwirtschaft

 Subsidiaritätsprinzip Sozialprinzip Solidaritätsprinzip

Arbeitsbedingungen und Arbeitsmarkt

  
Tarifautonomie

  
Arbeitnehmerschutz

 Betriebs- und
     Unternehmensverfassung

  Tarifverhandlungen –  Arbeitszeitschutz Betriebsverfas- Mitbestimmung im
    – Arbeits- und sungsgesetz Aufsichtsrat von
     Gesundheitsschutz  Aktiengesellschaften
 Streik  Aussperrung – Entgeltschutz  

    – Urlaubsschutz Betriebsrat – Montanmitbe-

    – Kündigungsschutz   stimmung 1951

  Tarifvertrag      – Mitbestimmungs-

       Betriebsver-  gesetz 1976

       einbarungen – Drittelbeteiligungs-

  Friedenspflicht       gesetz 2004

 Arbeitsmarktpolitik
 (Arbeitsvermittlung,

 Berufsberatung,

 Arbeitsförderung)

  Soziale Sicherung

 Sozialversicherung Arbeitslosengeld II Sozialhilfe

 GKV PflV GUV GRV AIV

  Einkommensumverteilung

 Progressive  Einkommensabhängige Transferzahlungen

 Einkommensteuer  Pflichtbeiträge

  zur Sozialversicherung
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Materialbedarfsplanung7.1

Was
wird 

gefer tigt?

Wie
wird 

gefer tigt?

Wo
wird 

gefer tigt?

Woraus 
wird 

gefer tigt?

Womit 
wird 

gefer tigt?

Wann 
wird 

gefertigt?

Wer
fertigt?

Erzeugnis Verfahren Arbeits-

plätze

Material Betriebs-

mittel

Zeit Arbeits-

kräfte

nach der zu beschaffenden Menge

Bruttobedarf
(einschließlich Zusatzbedarf)

– tatsächlicher Lagerbestand

+ Sicherheitsbestand

+ reservierter Bestand

– Bestellbestand

=  Nettobedarf
( zu beschaffende Menge der 

einzelnen Materialarten)

Bedarfsarten

Bedarfsarten

⎧
⎪
⎨
⎪
⎩

disponier-

barer (ver-

planbarer) 

Bestand

⎧
⎨
⎩

verfügbarer 

Bestand

nach der Materialart

Primärbedarf
(Enderzeugnisse)

Sekundärbedarf
(Rohstoffe, Baugruppen, 

Einzelteile)

Tertiärbedarf
(Hilfs- u. Betriebsstoffe, 

Verschleißwerkzeuge)

Bedarfsmenge genau bekannt
(Stücklisten)

Verfahren zur Bedarfsermittlung

hoher 

Verbrauchswert 

der Materialien

geringer 

Verbrauchswert 

der Materialien

(Tertiärbedarf)

Materialien 

werden regel-

mäßig benötigt

Bedarfsmenge nicht 
genau bekannt

Voraussichtlicher Bedarf für Jan. 01

200 Stück

Aug. 00 Sept. 00 Okt. 00  Nov. 00  Dez. 00

100 St. 200 St. 300 St. 200 St. 200 St.

Durchschnittlicher Verbrauch: 200 Stück

Bedarfsermittlung auf der Grundlage von 
Vergangenheitswerten

Verbrauchorientierte Bedarfsermittlung

(für geringwertigen Tertiärbedarf)

Bedarfsermittlung unabhängig
vom bisherigen Verbrauch

Plangesteuerte Bedarfsermittlung

 Konstruk-

 tionsplan Absatzplan

 Stückliste Produktionsplan

 Bedarf nach Zeitpunkt

 Art und Menge des Bedarfs

Materialplan

Tatsächlicher Verbrauch
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Beschaffungsprozesse planen7.2

ABC-Analyse

Materialgruppen

Gruppe A

besonders teure und/oder 

häufig benötigte Materialien

Gruppe B

Materialien mit mittlerem 

Preis und/oder mittleren 

Bedarfshäufigkeit

Gruppe C

besonders billige und/oder 

selten benötigte Materialien

Maßnahme: Gliederung der Materialarten nach ihrem Verbrauchswert und Einteilung in Gruppen

Zweck:  Konzentration und Beschränkung von Kontroll- und Planungsmaßnahmen auf die besonders 

wichtigen Materialarten

Bereitstellungsprinzipien

Vorratsbeschaffung Einzelbeschaffung
fertigungssynchrone 

Beschaffung

Just-in-Time

↓
Kanban-Prinzip

Zeitplanung (Bestellzeitpunkt)

Bestellpunktverfahren

Bestellrhytmus

Bestellmenge

unterschiedlich

konstant

konstant

unterschiedlich

Bestellrhytmusverfahren

Mengenplanung

Entscheidung durch 
Vergleich vorgege-

bener Beschaffungs-
alternativen

Vergleich der durch 

Kalkulation ermittelten 

Gesamtkosten für die 

zur Auswahl stehenden 

Beschaffungssituationen

Allgemein gültige Bestimmung der optimalen Bestellmenge

Vereinfachende Annahmen (u. a.):

Einstandspreis je Einheit bleibt konstant (unabhängig von der Bestellmenge)

Bestellkosten je Bestellung sind konstant (unabhängig von der Bestellmenge)

Grafische 
Ermittlung

Optimale Bestellmenge:

Schnittpunkt zwischen Bestell kosten- 

und Lagerkostenkurve

= Minimum der Summe aus bestellfixen 

Kosten und Lagerkosten

Beide Ermittlungsarten führen 

zum selben Ergebnis

Optimale Bestellmenge:

"200 · Jahresbedarf · Bestellkosten

Einstandspreis · Lagerkostensatz

Tabellarische 
Ermittlung

Ermittlung mithilfe 
der Formel
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Lagerhaltung7.3

Lagerfunktionen

Umformungsfunktion
(Veredelungsfunktion)

Ausgleichsfunktion
(Pufferfunktion)

Sicherungsfunktion
(Versorgungsfunktion)

Lagerarten

Zwi-

schen-

lager 

(Pro-

duktion)

Zwi-

schen-

lager 

(Pro-

duktion)

zentrale 

Lagerhaltung

dezentrale 

Lagerhaltung
Eigenlager Fremdlager

nach Lagerbetreibernach Lagerortnach Produktionsstufen

Ein

gangs-

lager 

(Beschaf-

fung)

Wirtschaftlichkeit der Lagerhaltung

AB + EB

 2  
=

               Lagerabgang               

 durchschnittlicher Lagerbestand 
= Umschlagshäufigkeit

               360             

Umschlagshäufigkeit  
= durchschnittliche Lagerdauer

Jahreszinssatz · durchschnittliche Lagerdauer 
=

360
Lagerzinssatz

Lagerzinsen = 
Wert des durchschnittlichen Lagerbestandes · Lagerzinssatz 

100

durchschnittlicher Lagerbestand
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Betriebliche Leistungsprozesse8.1

 Einsatz der betrieblichen  Produktionsfaktoren 

INPUT Industriebetrieb OUTPUT

Güter

• Konsumgüter

•  Investitionsgüter

b
e
tr

ie
b

lic
h
e
 

P
ro

d
u
k
ti
o

n
s
fa

k
to

re
n

Kombination der 

betrieblichen 

Produktionsfaktoren 

im Leistungsprozess

ausführende Arbeit

Materialien

Betriebsmittel

leitende Arbeit 
(dispositiver Faktor)

 Betriebliche  Funktionsbereiche

Betriebs-

mittel

fertige 

Erzeug-

nisse

unfertige

Erzeug-

nisse

Materialien

Beschaf-
fungs-
markt

Absatz-
markt

  Beschaffung Beschaffungs- Produktion Absatzlager  Absatz
  lager (Fertigung)

  (Einsatzlager)

Betriebs-

mittel

Materialien
 Produk-

tion

  Personalwirtschaft  Finanzwirtschaft  Rechnungswesen  Controlling

Arbeits-

kräfte

 Betrieblicher Informations-, Material- und Geldfluss

betrieblicher Leistungsprozess

 Kundenauftrag wird erteilt

Kundenauftrag wird erfüllt

Informationsfluss

Planung, Steuerung und 

Kontrolle des gesamten 

Informationsaustausches 

innerhalb der Abteilungen 

des Unternehmens sowie 

zwischen dem Unternehmen 

und den Kunden bzw. den 

Lieferanten

Informationsmanagement

Bedeutung

Zuständigkeit

Materialfluss

Planung, Steuerung und 

Kontrolle des gesamten 

Materialflusses von der 

Rohstoffgewinnung über 

die Verarbeitung und die 

Warenverteilung bis zum 

Endabnehmer

Logistik

Geldfluss

alle Geldabflüsse und 

Geldzuflüsse eines 

Unternehmens

Rechnungswesen

�������������������������������

 Wertschöpfungskette  Logistische Kette  Lieferkettenmanagement
( Supply Chain Management)

Wertsteigerungsstufen eines 

Erzeugnisses vom Rohstoff-

einsatz bis zur Auslieferung 

des Fertigerzeugnisses an 

den Endverbraucher.

nahtlose Abstimmung der 

Wertschöpfungskette an den 

Schnittstellen (unterneh-

mensintern und unterneh-

mensübergreifend)

ganzheitliche Betrachtung 

der gesamten Liefer- und 

Wertschöpfungskette mit 

dem Ziel der Zeit- und Kos-

tenersparnis
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Elementarfaktoren8.2

�   ausführende 
Arbeit

�  Materialien

�  Betriebsmittel

�  leitende Arbeit

   (dispositiver Faktor)

Arbeiten in Verwaltung 

und Produktion

Produktmaterial 

(Werkstoffe):

Rohstoffe

Hilfsstoffe

Fremdbauteile

Betriebsmaterial:

Betriebsstoffe

Reparaturmaterialien

z. B.  Gebäude

 Maschinen

 Werkzeuge

Planung

Organisation

Kontrolle

E
le

m
en

ta
rf

ak
to

re
n

Beteiligte Produktions-
faktoren bei der Herstellung 

eines Autos

�  ausführende Arbeit: 

Materialien einkaufen, 

Blech zuschneiden

�  Materialien: 

Blech, Schrauben, Autoreifen, 

Motor, Strom für Maschinen

�  Betriebsmittel: 

Stanzmaschine, Industrie-

roboter, Förderband 

�  leitende Arbeit: 

Autotyp festlegen, 

Produktionsfolge festlegen 
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8.3 Organisationstypen und Produktionstypen der Fertigung

Organisationstypen
werden nach der räumlich-organisatorischen Anordnung der Betriebsmittel unterschieden

Flexible 
Trans-

fer-
straße

Flexi b-
les 

Ferti-
gungs-
system

Flexible 
Ferti-

gungs-
zelle 

(CNC-
Ma-
 schi- 
 nen)

Gruppenfertigung

Wie sind die Betriebsmittel im Produktionsablauf angeordnet?

 Baustellenfertigung
(Platzprinzip)

 Flexible 
Fertigung

 Reihenfertigung

 Werkstattfertigung
(Verrichtungsprinzip)

 Fließfertigung
(Objektprinzip, Flussprinzip)

 Automatische Fertigung 
(Transferstraße)

 Fließbandfertigung

Wie groß ist die Zahl der hergestellten gleichartigen Produkte?

 Fertigungstypen
werden nach der Menge gleichartiger Produkte, die in einem 

Betrieb hergestellt werden, unterschieden

Mehrfachfertigung Einzelfertigung

 Massenfertigung
(sehr große Stückzahl)

 Sortenfertigung
(begrenzte Stückzahl, bei 

Änderung der Sorte 

geringe Umrüstkosten)

 Serienfertigung
(begrenzte Stückzahl, bei 

Änderung der  Serie hohe 

Umrüst kosten)

Klein -
serien

Groß -
serien

 Chargen-
fertigung

 Partie-
fertigung

Sonderformen
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8.4 Arbeitszeitstudien und Arbeitsentlohnung

 
Leistungsgrad =

 Istleistung · 100 % 
=

 Vorgabezeit · 100 %
  Normalleistung  Istzeit

Der Leistungsgrad gibt das Verhältnis der tatsächlich erbrachten Leistung des Arbeitnehmers 

in Bezug auf die Normalleistung an.

Fertigungszeit eines Gesamtauftrags.

ta = m · te
Erforderliche Vorbereitungs- und 

Nachbereitungszeit, in welcher der 

Arbeitnehmer seinen Arbeitsplatz 

vor- und nachbereitet.

 Rüstzeit tr  Ausführungszeit ta

Grundzeit trg Erholzeit trer Verteilzeit trv Grundzeit tag Erholzeit taer

 Auftragszeit T

Verteilzeit tav

 Arbeitszeitstudien

Ermittlung des Zeitbedarfs eines Arbeitnehmers bei Normalleistung für die 
ordnungsgemäße Verrichtung einer bestimmten Arbeitsaufgabe.

 Prämienlohn Zeitlohn  Akkordlohn

 Lohnformen

⎫⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎬⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎭
 Erfolgsbeteiligung

= herkömmliche Entlohnung plus Beteiligung am Unternehmenserfolg

 Zeitakkord  Geldakkord



Ü
91811 Lehraufgaben zur Betriebswirtschaftslehre –

Zusammenfassende Übersichten

1/1

 © 2016 by Verlag Europa-Lehrmittel, Nourney, Vollmer GmbH & Co. KG, 42781 Haan-Gruiten, http://www.europa-lehrmittel.de · Europa-Nr.: 91013

Feist · Lüpertz · Reip – Problemlösungen mit Entscheidungsbegründungen zu Lehraufgaben zur Betriebswirtschaftslehre · Lehrerhandbuch

50

Auftragsterminierung8.5

 Arbeitsplan ist die Grundlage für

⎫⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎬⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎭

Reihenfolgeplanung
Material- und 

Transportplanung

 Auftragsterminierung

 Durchlaufzeitenplanung

 Netzplan

 Maschinenbelegungsplan

 Vorwärtsrechnung  Rückwärtsrechnung
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Rationalisierung8.6

Ansatzpunkte für Rationalisierungsmaßnahmen

Einzelmaßmahmen Ganzheitliche Rationalisierungskonzepte

Lean Production

Kaizen
Total Quality 

Management (TQM)

Normung Typung
Speziali-

sierung
Teilefamilie

Arbeits-

zerlegung

Rationali-

sierungs-

investitionen

Erzeugnisbezogene 
Rationalisierungs-

maßnahmen 
(Standardisierung)

Fertigungsbezogene 
Rationalisierungs-

maßnahmen

Baukastensystem
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Grundlagen des Marketing9.1

 Käufermarkt  Verkäufermarkt

 Marketing = Steuerung des Unternehmens vom Markt her

Angebot > Nachfrage Angebot < Nachfrage

Absatz = entgeltliche Verwertung der vom Betrieb erstellten Leistungen am Markt

Möglichkeiten der  Marktuntersuchung

unsystematisch
Sammeln von Informationen (z. B. gelegent-

liche Auswertung von Kundenbesuchen 

bzw. Kundenbefragungen)

systematisch
wissenschaftliche Beobachtungen und 

Analyse von Märkten

 Markterkundung  Marktforschung

 Marktanalyse = Marktuntersuchung zu 

einem bestimmten Zeitpunkt (einmalig)

 Marktbeobachtung = Marktuntersuchung 

in regelmäßigen Zeitabständen

Marktsituationen

 Primärforschung
Datenerhebung aus ers-

ter Hand

Datenerhebung aus

zweiter Hand

 Marketinginstrumente

Produkt und Produkt-
programm-Politik

Preispolitik
Distributions-

politik
Kommunikations-

politik
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Produkt- und Produktprogrammpolitik9.2

 Produkt-
innovation

Entwicklung 

völlig neuer 
Produkte, die 

bisher noch 

von keinem 

Unternehmen 

ange boten 

werden

 Produkt-
variation

ein bereits auf 
dem Markt 
eingeführtes 

Produkt wird 

z. B. in Quali-

tät, Aussehen, 

Materialbe-

standteilen 

verändert

 Produkt-
differen-
zierung

Ein Produkt 

wird in ver-

schiedenen 

Ausfüh rungen 

 angeboten

 Produktdiversifikation

Produkte, die bisher nur von 

anderen Unternehmen produziert 

wurden, werden in das Produk-

tionsprogramm aufgenommen

 Produkt-
eliminierung

Heraus nahme 

von Produkten 

aus dem Pro-

duktionspro-

gramm eines 

Unternehmens

liegt auf der

gleichen Wirt-

schaftsstufe

liegt auf 

vor- oder 

nachgela-

gerten Wirt-

schaftsstufen

steht in keinem 

Zusammen-

hang zu dem 

bisherigen 

Produktions-

programm

Horizontale 
Diversi-
fikation

Vertikale
Diversi-
fikation

Laterale
Diversi-
fikation

neu aufgenommenes Produkt

Produktpolitik
Planungsgrundlagen: Lebenszyklus, Portfolio-Matrix
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Das preispolitische Entscheidungfeld9.3

˝?

Markt ohne
Präferenzen

durchsichtiger
Markt

Marktform
Polypol

vollkommener
Markt

⎞⎟⎟⎟⎟⎟⎟⎟⎟⎬⎟⎟⎟⎟⎟⎟⎟⎟⎠

⎞⎟⎟⎟⎟⎟⎟⎟⎟⎬⎟⎟⎟⎟⎟⎟⎟⎟⎠

Preispolitik nicht
möglich

Vollkommener Wettbewerb Unvollkommener Wettbewerb

Preispolitik
möglich

Das preispolitische Entscheidungsfeld
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Kommunikationspolitik9.4

Grundsätze
�   Wirksamkeit
�   Wirtschaftlichkeit
�   Wahrheit
�   Klarheit

Ziele
�  Einführungswerbung
�  Expansionswerbung
�   Erhaltungswerbung
�   Erinnerungswerbung

Absatzwerbung

Werbeträger
�   Zeitungen/

Zeitschriften
�  Rundfunk/Fernsehen
�   Plakatwände/

Plakatsäulen

Werbemittel
�   visuell: Anzeigen, Prospekte, 

Plakate, Werbebriefe
�  akustisch: Radiospots
�   audiovisuell: Fernsehspots, 

Filme

Werbeplanung
�   Streukreis �    Streuzeit
�   Werbeobjekte �    Streugebiet
�   Werbesubjekt �  Reichweite
�   Werbeinhalt �    Werbeetat
�   Werbemittel

Verkaufsförderung
(Salespromotions)

Öffentlichkeitsarbeit
(Public Relations)

Sponsoring

Kommunikationspolitik

Werbearten
�   Allein – Gemeinschaft
�   Einzel – Massen
�   Produkt – Firmen
�   Händler – Verbraucher

⎫⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎬⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎪⎭
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Absatzwege9.5

Absatzwege

direkter Absatz indirekter Absatz

Der Hersteller verkauft seine Produkte unmittel-

bar an den Verbraucher oder Weiterverarbeiter. 

Es werden keine Absatzmittler (z. B. Zwischen-

händler) eingeschaltet.

Der Hersteller schaltet für die Verteilung seiner 

Produkte an die Verbraucher bzw. Weiterver-

arbeiter Absatzmittler (z. B. Groß- und Einzel-

handel) ein.

Vorteile für Hersteller Vorteile für Hersteller

unmittelbarer Kundenkontakt, Unabhängigkeit von 

Groß- und Einzelhändlern, Hersteller kann alle ab-

satzpolitischen Maßnahmen selbst festlegen

Funktionen des Handels (Raumüberbrückung, 

Zeitüberbrückung, Sortimentsbildung, Beratung 

usw.) werden genutzt

Nachteile für Hersteller Nachteile für Hersteller

hohe Absatz- und Lagerkosten, Hersteller muss 

die Funktionen des Handels selbst überneh-

men, Markt wird nicht vollständig abgedeckt

geringer Kundenkontakt, geringer Einfluss auf 

absatzpolitische Maßnahmen, hohe Abhängig-

keit von Groß- und Einzelhändlern

Hersteller

Endkunde

Hersteller

Endkunde

Großhändler

Einzelhändler
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Stufen einer Investitionsplanung10.1

Stufen einer Investitionsplanung

Feststellung und Begründung
des Investitionsbedarfs

Investitionsuntersuchung/
Investitionsvergleich

Investitionsentscheidung

Investitionsdurchführung

Mögliche Investitionsgründe:
hohe Kosten bei Produktion mit den vorhandenen
Anlagen,
Veraltete Anlagen (Technischer Fortschrift),
Fehlkapazitäten wegen steigender Nachfrage

Wirtschaftlichkeit (Anschaffungskosten, laufende
Kosten, betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer,
erzielbare Einnahmeüberschüsse).
Vorteilhaftigkeit (Festlegung einer Rangfolge bei
mehreren Alternativen)
Liquiditätsbelastung (Mittelbedarf für die An-
schaffung, Höhe und Zeitpunkt künftiger Einnah-
men und Ausgaben).
Technischer Stand (Anpassungsfähigkeit an künf-
tige Rahmenbedingungen, Bedienerfreundlichkeit).
Service/Betreuung/Beratung durch den Hersteller
und Lieferer
besondere Faktoren (Umweltbelastung, Auflagen
einer Gemeinde oder Behörde).

Abstimmung mit den betrieblichen Teilplänen (ins-
besondere Finanzplan)
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Kostenvergleichsrechnung10.2

Entscheidungsrelevante Kosten

netsoksbeirteBnetsoklatipaK

kalkulatorische kalkulatorische
Abschreibungen Zinsen

Löhne, Gehälter, Personalnebenkosten
Materialverbrauch
Instandhaltung
Raumkosten
Energieverbrauch
…

linear vom 
Anschaffungswert 

(ggf. abzüglich 
Restwert) 

(AW – RW)/ND

vom Ø gebundenen
Kapital

(AW + RW)/2

Kg = Kf + kv · x

Entscheidungskriterium bei Vergleich von zwei Investitionsalternativen:

KI
< KII>

kritische Menge: Kg I = Kg II : x0 = (Kf II – Kf I)/(kvI – kvII)

netsoK elbairavnetsoK exif

Probleme der Kostenvergleichsrechnung

Künftige Kostenentwicklung wird nicht berücksichtigt.
Erträge, Erlöse, Gewinn, Kapitaleinsatz, Rentabilität werden nicht berücksichtigt.
kurzfristiger Vergleich: Ein Jahr ist u. U. nicht repräsentativ.
Aufteilung in fixe und variable Kosten schwierig.
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Gewinnvergleichsrechnung10.3

Gewinnvergleichsrechnung

berücksichtigt Kosten und Erlöse

wird hauptsächlich angewandt:

wenn Kapazitäten der zur Auswahl stehenden Investitionsobjekte unterschiedlich sind,
und/oder

wenn sich die produzierten Erzeugnisse zu unterschiedlichen Preisen verkaufen lassen

Entscheidungsregel: 
Bevorzugt wird das Investitionsobjekt, mit dem sich der größte Gewinn erzielen lässt.
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Rentabilitätsvergleichsrechnung10.4

Rentabilitätsvergleichsrechnung

berücksichtigt Gewinn (= Erlöse – Kosten) und Kapitaleinsatz

Entscheidungsregel: Bevorzugt wird das Investitionsobjekt, mit dem sich 
die größte Rentabilität erzielen lässt.
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Amortisationsrechnung10.5

Einzahlungsüberschuss = Ø Gewinn + nicht ausgabewirksame Kosten = Ø Kapitalrückfluss

Anschaffungswert (Kapitaleinsatz)
Amortisationszeit tw =

Ø Kapitalrückfluss pro Jahr

noititsevnisgnureisilanoitaRnoititsevnilezniE

Entscheidungskriterium

tW tW max

zusätzlicher Kapitaleinsatz
(Anschaffungswertneu – Restwertalt)

Amortisationszeit tw =
Ø Auszahlungsminderung pro Jahr

Entscheidungskriterium: tW ≤ tW max

Ermittlung der Amortisationszeit (Wiedergewinnungszeit)

Umrechnung von Erlösen und Kosten in Einzahlungen und Auszahlungen

Vergleich von Investitionsalternativen: Entscheidungskriterium tw I tw II

Probleme der statischen Amortisationsrechnung

Schätzung der künftigen Kapitalrückflüsse
schwierig
Zurechenbarkeit von Erlösen und Gewinnen
auf ein Investitionsobjekt schwierig
Gewünschte Amortisationszeit tw max wird oft
willkürlich und zu kurz festgelegt.

Rentabilität nicht berücksichtigt. Eine Inves-
tition kann trotz kurzer Amortisationszeit
unrentabel sein.
Investitionen mit kurzer Laufzeit werden ge-
genüber Investitionen mit langer Laufzeit 
(u. U. ungerechtfertigt) begünstigt.
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Statische Verfahren der Investitionsrechnung10.6

Entscheidungs-
regel:

Kostenver-
gleichsrechnung

Gewinnver-
gleichsrechnung

Rentabilitätsver-
gleichsrechnung

Amortisations-
rechnung

Realisiert 
wird das 

Investitions-
vorhaben, das

mit den 
geringsten 

Kosten
verbunden ist.

den größten
Gewinn bringt.

zur höchsten
Rentabilität führt.

die vorgegebene
maximale 

Amortisationszeit
nicht über-
schreitet.

Statische Verfahren des Investitionsrechnung
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Kapitalwertmethode10.7

Kalkulationszinssatz p

001/p + 1 = i + 1 = q001/p = i

Barwert (K0) einer künftigen Zahlung: K0 = Kn · 1/qn

1/qn bzw. q–n = Abzinsungsfaktor

Kapitalwert (C0) = Barwertsumme aller durch die Investition verursachten Zahlungen
A0 = Anschaffungsausgaben n Lt = Liquidationserlös

C0 =   Ü · q–n – A0 + Lt · q–t zum Zeitpunkt t
Ü = Einzahlungsüberschüsse t = 1

C0 C0 > 0 C0 = 0 < 0

Investition ist vorteilhaft. Indifferenz Investition ist nicht vorteilhaft.
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Methode des internen Zinsfußes10.8

Methode des internen Zinsfußes

Zu welchem Zinsfuß verzinst sich voraussichtliche eine geplante Investition?

Interner Zinsfuß = Zinsfuß, der zu einem Kapitalwert von 0 führt

Verfahren: grafische Interpolation durch Berechnung des Kapitalwertes aufgrund von zwei
angenommenen Zinsfüßen (Schätzungen)

Gesuchter Zinsfuß (interner Zinsfuß): Schnittpunkt der Kapitalwertkurve mit der x-Achse
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Dynamische Verfahren der Investitionsrechnung10.9

Kapitalwertmethode Methode des internen Zinsfußes

Kapitalwert: Barwertsumme aller durch eine
Investition verursachten Zahlungen bei einem
gegebenen Kalkulationszinsfuß.

Kapitalwert C0 = – A0 +
Ü1 +

Ü2 +
Ü3 + … +

Ün

q1 q2 q3 qn

Ermittlung:
Abzinsen der Überschüsse auf den Zeitpunkt
t0

Kapitalwert errechnet sich aus der Summe
der abgezinsten Überschüsse abzüglich
Anschaffungsausgaben

Interner Zinsfuß: Zinsfuß, bei dem der Kapital-
wert einer Investition = 0

Interner Zinsfuß 0 = – A0 +
Ü1 +

Ü2 +
Ü3 + … +

Ün

q1 q2 q3 qn

Ermittlung: grafische Interpolation 
(Näherungsverfahren) 

Ermittlung von zwei Kapitalwerten auf der
Grundlage von zwei angenommenen
gewünschten Mindestverzinsungen
Eintragung der gefundenen Ergebnisse in ein
Koordinatensystem
Schnittpunkt der Kapitalwertkurve mit der
Abszisse = gesuchter interner Zinsfuß

wobei q = 1 + p/100
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Finanzplanung (Liquiditätsplanung)10.10

geplante
Einnahmen
der laufen-

den Periode

Finan-
zierungs-

defizit 
(Unter-

deckung)

geplante
Einnahmen
der laufen-

den Periode

Finan-
zierungs-

überschuss
(Über-

deckung)

geplante
Ausgaben
der laufen-

den Periode

Maßnah-
men zur
Verwen-
dung des

Über-
schusses
(rentable
Anlage,
z. B. in
Wert-

papieren)

Maßnah-
men zur
Deckung
des Fehl-
betrages

(z. B. Bank-
kredit,
private

Einlage)

geplante
Ausgaben
der laufen-

den Periode
Anfangs-
bestand

an
Zahlungs-

mitteln

Anfangs-
bestand

an
Zahlungs-

mitteln
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Zusammenhang zwischen Investierung und Finanzierung10.11

 Einnahmen Ausgaben

Kapitalabfluss

(Entfinanzierung)

Kapitalverwendung

(Investition)

Kapital-

rückfluss

Kapital-

beschaffung

(Finanzierung)

Kreditrückzahlung

Gewinnausschüttung

Umsatzerlöse 
(enthalten Gewinn)

flüssige Mittel 
(Kasse, 

Bankguthaben)

Grundstücke, 
Gebäude, 
Vorräte

Mittelherkunft, 
Finanzierung

Passivseite gibt Auskunft, 

aus welchen Quellen die 

Mittel kommen

Mittelverwendung, 
Investierung

Aktivseite gibt Auskunft, 

ob und wie Geld- und 

Sachkapital im Anlage- 

oder Umlaufvermögen 

gebunden ist

Kapitalbereich

Zahlungs-
bereich

Investitions-
bereich

Eigenkapital

Fremdkapital

Finanzierungs- und Investierungsvorgänge in der Bilanz

⎫
⎪
⎪
⎪
⎪
⎪
⎬
⎪
⎪
⎪
⎪
⎪
⎭
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Ermittlung des Kapitalbedarfs (Kapitalbedarfsrechnung)10.12

Schema einer kumulativen Kapitalbedarfsrechnung

Kapitalbedarf

Kapitalbedarf für die 
Herstellung der

Betriebsbereitschaft
z. B. Kundenziel

Zeit

laufende 
Betriebstätigkeit

Höchstbedarf
(= Kapitalbedarf)

Nettokapitalbedarf

Kapital-
freisetzung
(Einnahme

aus Umsätzen)

Bruttokapitalbedarf

⎧⎪⎪⎪⎪⎨⎪⎪⎪⎪⎩
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Cashfl ow-Berechnung (Praktikerformel)10.13

Gewinn nach Steuern (Jahresüberschuss)

Abschreibungen

Zuschreibungen

Erhöhung der langfristigen Rückstellungen

Verminderung der langfristigen Rückstellungen

= Brutto-Cashflow

Gewinnausschüttung

= Netto-Cashflow

Cashflow-Berechnung (Praktikerformel)
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Finanzierungsarten10.14

Finanzierungsarten

Innenfinanzierung
Kapitalbeschaffung von innerhalb

des Unternehmens

Fremdkapital Eigenkapital Fremdkapital

Außenfinanzierung
Kapitalbeschaffung von außerhalb

des Unternehmens

Kredit-
finanzierung

= externe 
Fremd-

finanzierung 
Kapitalgeber = 

Gläubiger

Beteiligungs-
finanzierung
(Einlagen-

finanzierung)
= externe 

Eigenfinanzie-
rung 

Kapitalgeber =
(Mit-)Eigentümer

Selbst-
finanzierung

= interne
Eigen-

finanzierung

Finanzierung
aus 

Abschrei-
bungs-

gegenwerten

Finanzierung
aus Rück-
stellungs-

gegenwerten
= interne
Fremd-

finanzierung

Eigenfinanzierung
Fremd-

finanzierung
Fremd-

finanzierung
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Beteiligungsfi nanzierung am Bespiel einer Kommanditgesellschaft10.15

Es werden neue Gesellschafter 
aufgenommen, die Einlagen einbringen.

Bisherige Gesellschafter bringen weitere 
Einlagen in das Unternehmen ein.

Beteiligungsfinanzierung bei einer Kommanditgesellschaft

KommanditeinlageKomplementäreinlage

Eigenkapital 
(Gesamthandsvermögen)
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Beteiligungsfi nanzierung am Beispiel einer Aktiengesellschaft:
Kapitalerhöhung gegen Einlagen10.16

Interessen der AG Festsetzung des Interessen der 
Emissionskurses Aktionäre

Untergrenze: Bookbuilding- Obergrenze: 
(fikiver) Nennwert Verfahren Börsenkurs

Emissionsverfahren

Emissionskonsortium (Banken)

Finanzierungswirkungen

Kapitalerhöhung gegen Einlagen
= Eigenkapitalbeschaffung durch Ausgabe junger Aktien

Voraussetzung: Beschluss der HV mit 3/4-Mehrheit des vertretenen Grundkapitals
AktG § 182

Bei Stückaktien: Zahl der Aktien muss im selben Verhältnis 
wie das Grundkapital erhöht werden. 

AktG § 182 (1) S. 5

Zahl der jungen Aktien · (fiktiver) Nennwert Grundkapitalerhöhung
egalkcürlatipaK red gnuhöhrEoigA · neitkA negnuj red lhaZ

Zahl der jungen Aktien · Emissionskurs Eigenkapitalerhöhung
= Zufluss von Finanzierungsmittel

Bezugsrecht der Altaktionäre

Aufrechterhaltung der Kapitalbeteiligungs- Ausgleich für den Vermögensverlust
und Stimmrechtsverhältnisse durch „Kursverwässerung“

Bezugsverhältnis: altes Grundkapital : Kapitalerhöhung = a : n

Mittelkurs: Kø = (a · Ka + n · Kn) / (a + n)

Altaktionär übt Bezugsrecht aus Altaktionär übt Bezugsrecht nicht aus

Kursgewinn junge Aktien = Verkauf der Bezugsrechte an der Börse
Kursverlust alte Aktien Rechnerischer Wert des Bezugsrechts: 

B = Ka – Kø

oder
Bezugsrechtsformel: B = (Ka – Kn) / (a/n + 1)

Kursverlust alte Aktien = 
Verkaufserlös Bezugsrechte

tsulrevsnegömreV niektsulrevsnegömreV niek

Ausschluss des Bezugsrechts möglich AktG § 186 (3)

Kursgewinn für junge Aktien Kursverlust für alte Aktien
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Darlehensfi nanzierung10.17

Festdarlehen Abzahlungsdarlehen Annuitätendarlehen
(Einmaltilgung)

Zinsen verringern den steuerpflichtigen Gewinn

Liquiditätsbelastung nach Steuern

Unterschiede bei der Liquiditätsbelastung verringern sich

Vergleichskriterien

Wie hoch ist die Liquiditätsbelastung Wann erfolgt die Liquiditätsbelastung?
insgesamt?

Ermittlung der Barwertsummen
= Betrag, der zum gegenwärtigen Zeitpunkt zinsbringend angelegt werden muss, 

um von diesem Betrag und den anfallenden Zinsen alle künftigen Zahlungen 
bestreiten zu können.

Darlehen
BGB § 488 ff.

jährlich gleiche 
Zinszahlung
Tilgung des Darlehens am
Ende der Laufzeit in einer
Summe

Effektivverzinsung

Liquiditätsbelastung ins-
gesamt wesentlich höher
als beim Abzahlungs- und

Annuitätendarlehen
Ursache: 

höhere Zinszahlungen

Liquiditätsbelastung in den
Jahren vor der Tilgung
erheblich niedriger als
beim Abzahlungs- und

Annuitätendarlehen

jährlich gleiche Tilgungs-
beträge
jährlich fallende Zinszah-
lungen wegen der abneh-
menden Restschuld
fallende Jahresleistung
bestehend aus Zins- und
Tilgungsanteil

Liquiditätsbelastung ins-
gesamt etwas niedriger als
beim Annuitätendarlehen

Liquiditätsbelastung in
allen Jahren leicht fallend

jährlich fallende Zinszah-
lungen wegen der abneh-
menden Restschuld
jährlich steigende
Tilgungszahlungen in
Höhe der ersparten Zinsen
gleich bleibende Jahres-
leistung (Annuität) be-
stehend aus Zins- und 
Tilgungsanteil

Liquiditätsbelastung ins-
gesamt etwas höher als

beim Abzahlungsdarlehen

Liquiditätsbelastung in
allen Jahren gleich 

(Annuität)

Darlehensformen nach Art der Tilgung

Peff = 
pnom + n

· 100
Auszahlungskurs

d

Je geringer die Barwertsumme eines 
Darlehens, desto vorteilhafter ist es.

Unterschiede bei der Belastung durch 
die verschiedenen Tilgungsformen 

verringern sich.

Barwertformel

Ko =
Kn

( 1 +
p )n

100
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Leasing als spezielle Form der Fremdfi nanzierung10.18

Aufwendungen verringern den steuerpflichtigen Gewinn

Liquiditätsbelastung nach Steuern

Unterschiede bei der Liquiditätsbelastung verringern sich

Leasinggeber Laufzeit/ Amortisation Verbleib des
stkejbognisaeLnethcilfpsgartreV

Leasing
Mietvertrag gem. BGB § 535 ff.

indirektes 
Leasing

mittel-/
langfristig
Finanzie-

rungs-
leasing

ohne 
Op-
tion

Vollamor-
tisation

direktes
Leasing

kurzfristig
Operate
Leasing

Kauf-
option

Teilamorti-
sation

Leasingarten

Weitere Kriterien zum Vergleich zwischen Leasing und Kreditfinanzierung

Auswirkungen auf Eigentumserwerb Flexibilität zeitliche
die Bilanz: Verwendung des (un-)kündbarer Vertrag Übereinstimmung

Bilanzneutralität/ Wirtschaftsgutes als Veräußerungsmöglich- von Einnahmen und
Verschuldungsgrad Kreditsicherheit keit des Wirtschafts- Ausgaben

gutes (pay as you 
earn-Prinzip)

Ver-
länge-
rungs-
option

Leasingerlass

Bedingungen für die steuerliche Zurechnung
des Leasingobjekts zu Leasinggeber (Leasing-
nehmer kann Leasingraten als Aufwand Steuer
mindernd geltend machen)

1. Grundmietzeit > = 40 % und < = 90 % der
betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer

2. Anschlussmiete > = linearer Abschreibungs-
betrag

3. Kaufpreis > = Restwert bei linearer Ab-
schreibung

Vergleich zwischen

Kreditfinanzierung Finanzierungsleasing mit Vollamortisation

Liquiditätsbelastung durch Zins- und
Tilgungszahlungen niedriger als beim Leasing

Aufwand durch Zinsen und Abschreibung
niedriger als beim Leasing

Liquiditätsbelastung durch Zahlung der Lea-
singraten höher als bei Kreditfinanzierung

Aufwand durch Leasingraten höher als bei
Kreditfinanzierung
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Sicherung von Krediten10.19

Personalkredit,
Blankokredit

gewöhnliche
Bürgschaft

selbstschuldneri-
sche Bürgschaft

Die Sicherung eines Kredits ist möglich durch:

Vertrauen in die Person
des Kreditnehmers

Vertrauen in die Person
des Kreditnehmers 

+
zusätzlich haftende 

Personen

Vertrauen in die Person
des Kreditnehmers

+
Sachsicherheiten

verstärkter 
Personalkredit

Bürgschaftskredit Zession

Offen,
still

Pfand-
kredit

meist:
Wert-

papier-
kredit

(Lombard-
kredit)

Siche-
rungs-

übereig-
nungs-
kredit

Grund-
pfand-
kredite

(Hypo-
thek,

Grund-
Schuld

durch Sachsicherheiten
gesicherter Kredit
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Sicherungsabtretung von Forderungen (Zession)10.20

Zessionskredit: Kreditnehmer überträgt seine Forderungen gegenüber einem Schuldner (Dritter) 
sicherungsweise an ein Kreditinstitut.

Zession

Kreditinstitut
(Gläubiger)

= Zessionar
(neue Gläubiger)

Kreditnehmer
(Schuldner)

(Dritt)Schuldner

= Zedent
(bisherige Gläubiger)

(1) Forderung z. B. aus einer 
Warenlieferung

(2) Kreditvertrag

(3) Abtretungsvertrag

(4)  Forderungsübergang
Grundlage:
Abtretungsvertrag

Möglichkeiten einer Sicherungsabtretung von Forderungen

Einzelabtretungen

Mantelzession Globalzession

Rahmenabtretungen

= Abtretung einer einzelnen Forderung

=  Abtretung bestehender 
Forderungen i. d. R. 
gegen mehrere Dritt-
schuldner mit der 
Verpflichtung, laufend 
weitere Forderungen 
abzutreten

=  Abtretung aller be-
stehenden und künftig 
entstehenden Forderun-
gen gegen bestimmte 
Drittschuldner

Sicherungsabtretung von Forderungen aus Warenlieferungen und Leistungen
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1/1Factoring10.21

Factoring: Verkauf von Forderungen aus Warenlieferungen und Leistungen an ein 
Finanzierungsinstitut (Factor), z. B. eine Bank.

Factoring

Industrieunternehmen
(= Klient) Factor

Kunde des 
Industrieunternehmens

(Drittschuldner)

➂  Verkauf der Forderung aus Waren-
lieferung auf Ziel (Factoringvertrag)

➃  Zahlung (Forderungsbetrag 
abzüglich Gebühren)

➀  Kaufvertrag

➁  Warenlieferung 
auf Ziel

➄  Zahlung Rechnungs-
betrag entsprechend 
Kaufvertrag Klient – 
Drittschuldner
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1/1Lombardkredit10.22

Lombardkredit: Kredit, bei dem ein Kreditnehmer einem Kreditgeber (z. B. Bank) als Kreditsicherheit 
bewegliche Sachen (meist Wertpapiere) als Pfand übergibt.

Bei Nichterfüllung der Rückzahlungsverpflichtung des Kreditnehmers:
Pfandgläubiger ist berechtigt, das Pfand zu verkaufen.

Aber: Verkauf erst möglich nach einer Frist von einem Monat (ab Androhung) – 
BGB §§ 1228, 1234 (1), 1234 (2)

Pfandrecht an beweglichen Sachen

Kreditgeber

= 
Pfandgläubiger

Kreditnehmer

Verpfänder
(= Eigentümer)

Pfandgläubiger
(= Besitzer)

= 
Verpfänder

(1) Kreditvertrag

(2) Pfandvertrag
(Pfandbestellung § 1205 BGB)

(3) Übergabe des Pfandes

(4) Pfandrückgabe, nachdem Kreditnehmer
den Kreditvertrag erfüllt hat
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1/1Sicherungsübereignung10.23

Sicherungsübereignung: Übertragung des Eigentums an einer beweglichen Sache an ein 
Kreditinstitut zur Sicherung eines Kredits.

Aber: Kreditgeber erwirbt lediglich ein treuhänderisches Eigentum und darf die 
sicherungsübereigneten Gegenstände nur dann verwerten, wenn der Kreditnehmer seine 

Verpflichtungen aus dem Kreditvertrag nicht erfüllt.

Risiken für den Kreditgeber:

➀ Weiterverkauf der sicherungsübereigneten Gegenstände an einen gutgläubigen Dritten

➁ Beschädigung oder Untergang

➂ Preisverfall (Wertverlust)

➃ Vermögensgegenstände sind bereits sicherungsübereignet

➄  Kreditnehmer ist gar nicht Eigentümer, weil sich z. B. sein Lieferer das Eigentum am Sicherungs-
gegenstand bis zur vollständigen Bezahlung vorbehalten hat (Eigentumsvorbehalt).

Kreditvertrag und Sicherungsübereignung

Kreditgeber Kreditnehmer

(1) Kreditvertrag

§ 488 BGB

(2) Sicherungsübereignungsvertrag

(3) Einigung über Eigentumsübergang und

Vereinbarung eines Besitzkonstituts
(Leih- oder Verwahrvertrag)

§ 930 BGB
wird 

treuhändischer
Eigentümer

bleibt unmittelbarer 
Besitzer
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1/1Grundpfandrechte: Hypothek – Grundschuld10.24

Hypothek/Grundschuld: Pfandrechte an einem Grundstück, die im Grundbuch eingetragen sind

Hypothek Grundschuld

Die Höhe der jeweiligen Forderung bestimmt die 

Höhe der Sicherheit. Wird der Kredit teilweise 

getilgt, sinkt die Hypothek entsprechend. Eine 

erneute Kreditaufnahme lässt die Hypothek nicht 

wieder aufleben.

Die Grundschuld ist abstrakt und damit von der 

Höhe der Forderung unabhängig. Wird der Kre-

dit teilweise getilgt, bleibt die Grundschuld in 

Höhe des im Grundbuch eingetragenen Betrags 

bestehen.

Die Hypothek entsteht erst mit Auszahlung des 

Kreditbetrags durch die Bank. Zuvor ist sie 

Grundschuld, die dem Eigentümer zusteht 

(Eigentümergrundschuld).

Die Grundschuld entsteht – unabhängig vom 

Zeitpunkt der Auszahlung des Kreditbetrages – 

mit der Eintragung ins Grundbuch.

Wurde der Kredit einschließlich Zinsen zurück-

bezahlt, so wird die Hypothek zu einer Eigen-

tümergrundschuld.

Die Grundschuld bleibt auch bei vollständiger 

Tilgung des Kredits bestehen. Sie steht aber 

dem Eigentümer zu (Eigentümergrundschuld).

Dinglicher Anspruch, wenn im Grundbuch eine Ver-
kehrshypothek in Höhe von 30 000 EUR eingetra-
gen wurde:

Dinglicher Anspruch, wenn im Grundbuch eine 
Grund schuld in Höhe von 30 000 EUR eingetragen 
wurde:

Ergebnis: Am 01.06. hat die Bank keinen dinglichen 
Anspruch aus der Kreditgewährung. Die Hypothek 
wird zur (unechten) Eigentümergrundschuld.

Ergebnis: Die Grundschuld besteht völlig unabhän-
gig von einer persönlichen Forderung. Eine Ände-
rung der Forderungshöhe ist ohne Einfluss auf die 
Grundschuld („Grundschuld ohne Schuldgrund“). 
Ungeachtet einer eventuellen Tilgung bleibt die 
Grundschuld in Höhe von 30 000 EUR bestehen.

35 000,00

30 000,00

25 000,00

20 000,00

15 000,00

10 000,00

5 000,00

10 000,00
Zeit01.05 01.06

16.05

Kredit
Sicherung
Guthaben

Kredit

Guthaben

35 000,00

30 000,00

25 000,00

20 000,00

15 000,00

10 000,00

5 000,00

10 000,00
Zeit01.05 01.06
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Kredit
Sicherung
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Kredit

Guthaben
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Offene Selbstfi nanzierung am Beispiel einer Kommanditgesellschaft10.25

Kommanditist

Vereinbarte Kapitaleinlage
(Pflichteinlage)

Komplementär

Ausschüttung Einbehaltung 
des Gewinnanteils des Gewinnanteils

kein Finanzierungseffekt offene Selbstfinanzierung

Gewinnanteil

ist nicht durch Verlustver-
rechnung unterschritten

Gewinnanteil wird

ist durch Verlustverrech-
nung unterschritten 

HGB § 169 (1)

aus-
bezahlt
(Aus-
schüt-
tung)

Kein
Finan-

zie-
rungs-
effekt

in
zusätz-
liches
Kom-

mandit-
kapital
umge-

wandelt

offene
Selbst-
finan-

zierung
(freiwillig)

in ein
Darlehen

an die
KG

umge-
wandelt

Fremd-
finan-

zierung

Gewinnanteil dient 
zur Wiederauffüllung 

der Kapitaleinlage

gesetzlich
erzwungene offene 
Selbstfinanzierung



Ü
91811 Lehraufgaben zur Betriebswirtschaftslehre –

Zusammenfassende Übersichten

1/1

 © 2016 by Verlag Europa-Lehrmittel, Nourney, Vollmer GmbH & Co. KG, 42781 Haan-Gruiten, http://www.europa-lehrmittel.de · Europa-Nr.: 91013

Feist · Lüpertz · Reip – Problemlösungen mit Entscheidungsbegründungen zu Lehraufgaben zur Betriebswirtschaftslehre · Lehrerhandbuch

82

Offene Selbstfi nanzierung am Beispiel einer Aktiengesellschaft10.26

andere (freiwillige) Rücklagen 
= freiwillig vorgenommene Selbstfinanzierung

AktG § 58 (2): Vorstand und Aufsichtsrat kön-
nen nach Einstellung in die gesetzliche Rück-
lage vom Rest bis zu 50 % in andere (freiwillige)
Gewinnrücklagen einstellen.
AktG § 58 (3): Die Hauptversammlung kann
vom Bilanzgewinn weitere Beträge in andere
(freiwillige) Gewinnrücklagen einstellen

Auflösung freiwilliger Gewinnrücklagen 
i. d. R. problemlos möglich

gesetzliche Rücklage 
= gesetzlich erzwungene Selbstfinanzierung

AktG § 150 (1), (2)
5 % des (um einen eventuell vorhandenen Ver-
lustvortrag verminderten) Jahresüberschusses
bis die Summe aus gesetzlicher Rücklage und
Kapitalrücklage 10 % des Grundkapitals er-
reicht hat

Auflösung der gesetzlichen Rücklage nur unter
bestimmten Voraussetzungen möglich AktG 

§ 150 (2), (3)

Offene Selbstfinanzierung = Einbehaltung von Gewinnen

Bildung von Gewinnrücklagen (= Teil des Eigenkapitals)

Jahresüberschuss (JÜ)
– Verlustvortrag aus dem Vorjahr

= Bereinigter Jahresüberschuss: Basis für Einstellung in die gesetzliche Rücklage
+ Entnahme aus Rücklagen

051 § GtkAegalkcüR ehcilzteseg ni gnulletsniE–

= Restbetrag: Basis für Einstellung in andere Gewinnrücklagen 
)2( 85§ GtkAnegalkcürnniweG eredna ni gnulletsniE–

= Restbetrag
+ Gewinnvortrag aus Vorjahr

= Bilanzgewinn
– Einstellung weiterer Beträge in andere Gewinnrücklagen durch HV AktG § 58 (3)

= verfügbare Dividende
– ausgezahlte Dividende

= Gewinnvortrag/Verlustvortrag

Verwendung des Jahresüberschusses

Bildung von Gewinnrück-
lagen

(= offene Selbstfinanzierung)

Geschäftsführung/Gläubiger

Kompromiss durch AktG
gesetzlich erzwungene offene

Selbstfinanzierung

freiwillige offene
Selbstfinanzierung

maximaler/minimaler
Bilanzgewinn

Dividendenzahlung

Aktionäre

Aufstellung des Jahresabschlusses

Eigenkapitalpositionen:
Gewinn-/Verlustvortrag

Vorjahr

Jahresüberschuss/
Jahresfehlbetrag

aktuelles Jahr

Eigenkapitalposition:
Bilanzgewinn

Eigenkapitalposition:
Gewinn-/Verlustvortrag

nächstes Jahr

Fremdkapitalposition:
sonst. Verbindlichkeit (noch
auszuzahlende Dividende)

vor der 
Gewinnverwendung

nach teilweiser 
Gewinnverwendung

nach vollständiger 
Gewinnverwendung

Interessenkonflikte bei der Gewinnverwendung



Ü
91811 Lehraufgaben zur Betriebswirtschaftslehre –

Zusammenfassende Übersichten

1/1

 © 2016 by Verlag Europa-Lehrmittel, Nourney, Vollmer GmbH & Co. KG, 42781 Haan-Gruiten, http://www.europa-lehrmittel.de · Europa-Nr.: 91013

Feist · Lüpertz · Reip – Problemlösungen mit Entscheidungsbegründungen zu Lehraufgaben zur Betriebswirtschaftslehre · Lehrerhandbuch

83

Bildung stiller Rücklagen – Stille Selbstfi nanzierung10.27

Stille Rücklagen

Bei Auflösung der stillen Rücklagen wird der „versteckte“ Gewinn sichtbar.

Nicht offen ausgewiesene Gewinne

Stille Selbstfinanzierung

Aktivposten werden in der Bilanz zu niedrig 
ausgewiesen.

Unterbewertung von Aktiva

Passivposten werden in der Bilanz zu hoch 
ausgewiesen.

Überbewertung von Passiva
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Finanzierung aus Abschreibungsgegenwerten10.28

kalkulatorische Abschreibungen 
= Teil der Selbstkosten

„verdiente“ Abschreibungen (Zufluss über die
Umsatzerlöse in liquider Form)

Kapitalfreisetzung
(Umwandlung von Anlage- in 

Umlaufvermögen)

bilanzielle Abschreibungen 
= gewinnmindernder Aufwand

Aufwand der nicht liquiditätswirksam ist

Ausschüttungssperre

Abschreibungen
(= Erfassung von Wertminderungen des abnutzbaren Anlagevermögens)

substanzielle Kapitalerhaltung 
mengenmäßiger Bestand des Vermögens 

bleibt erhalten

kalkulatorische Abschreibungen:
Abschreibung vom 

Wiederbeschaffungswert

nominale Kapitalerhaltung 
wertmäßiger Bestand des Vermögens 

(ausgedrückt in Geldeinheiten) bleibt erhalten

bilanzielle Abschreibungen: 
Abschreibung von den Anschaffungs- 

und Herstellungskosten

Finanzierungseffekte

Abschreibungskreislauf

Anschaffungskosten < Wiederbeschaffungskosten

Problem bei Preissteigerungen

zusätzliche Finanzierungsmaßnahmen zur Substanzerhaltung nötig

bilanzielle Abschreibungen < kalkulatorische Abschreibungen

Scheingewinne = kalkulatorische Abschreibung – bilanzielle Abschreibung
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Finanzierung aus Rückstellungsgegenwerten10.29

Pensionszahlungen < Durch Pensionsrückstellungen bedingter
Zuführung zu den Personalaufwand führt nicht zu einer

Pensionsrückstellungen Erhöhung eines Verlusts.

Voraussetzungen für Finanzierungswirkung von Pensionsrückstellungen

Rückstellungen

Aufwand, der erst später liquiditätswirksam wird

Ausschüttungssperre
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Auswertung der Bilanz (Bilanzanalyse)10.30

Bilanzkennzahlen

Kapitalstruktur Finanzierung Liquidität

Eigenkapitalquote

Eigenkapital
= · 100

Gesamtkapital

Fremdkapitalquote

Fremdkapital
= · 100

Gesamtkapital

Verschuldungsgrad

Fremdkapital
= · 100

Eigenkapital

Goldene Finanzierungsregel

langfristiges Kapital
= > 1

langfristiges Vermögen

Goldene Bilanzregel

Eigenkap. + langfr.

Fremdkapital
= > 1

Anlageverm. + langfr.

Umlaufvermögen

Anlagendeckungsgrad I

Eigenkaptial
= · 100

Anlagevermögen

Anlagendeckungsgrad II

Eigenkapital + langfr. 

Fremdkapital
= · 100

Anlagevermögen

Liquidität 1

liquide Mittel
= · 100

kurzfr. Verbindlichk.

Liquidität 2

liquide Mittel + kurzfr. 

Forderungen
= · 100

kurzfr. Verbindlichk.

Liquidität 3

Umlaufvermögen
= · 100

kurzfr. Verbindlichk.

Bilanzkurs

Eigenkapital  Eigenkapital
 · 100
Grundkapital  Zahl der Aktien

in %
Eigenkapital

je Aktie
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Kostenverläufe12.1

Fixe Kosten (Kf)
Verändern sich bei Änderung des 

Beschäftigungsgrades nicht

Variable Kosten (Kv)
Verändern sich bei Änderung des 

Beschäftigungsgrades

proportionale Kosten
ändern sich im gleichen Verhältnis wie der
Beschäftigungsgrad (kv = konstant)

absolut fix
verändern 

sich auch bei
Überschreitung

bestimmter 
Produktions-
mengen nicht

relativ fix (sprungfix)
innerhalb bestimmter
Produktionsmengen-
bereiche konstant;

Erhöhung bei 
Überschreitung

bestimmter Produk-
tionsmengen

Grenzkosten (K’)
Zuwachs der Gesamtkosten bei einer Pro-
duktionserhöhung um eine Mengeneinheit

Gesamtkosten (Kg) = Fixe Kosten (Kf) + variable Kosten (Kv)
Kg = Kf + Kv

Fixe Gesamtkosten (Kf)Stückkosten (kg) = + variable Stückkosten (kv)Produktionsmenge (x)

bei zunehmender Beschäftigung: Kosten pro Stück (Stückkosten) werden immer kleiner
(Gesetz der Massenproduktion, Fixkostendegression)

Kostenverläufe

bei linearem Gesamtkostenverlauf gilt: kv = K’ = konstant
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Kostenaufl ösung12.2

Kostenauflösung

(= Aufspaltung der Gesamtkosten in deren fixe und variable Bestandteile)

Verfahren

Ermittlung der Gesamtkosten für 2 Beschäftigungsgrade

Berechnungen:
1. variable Stückkosten
2. variable Gesamtkosten
3. fixe Gesamtkosten

Formeln:

Kostenzunahme K2 – K11. Variable Kosten pro Stück (kv == )
Produktionszunahme x2 – x1

2. Variable Gesamtkosten (Kv) = variable Kosten pro Stück (kv) · Produktionsmenge
= kv · x

3. Fixe Gesamtkosten (Kf) = Gesamtkosten (Kg) – (kv · x)
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Kosten und Gewinn12.3

Kostenverläufe und besondere Gewinnsituationen bei 
proportionalen Gesamtkosten (linearer Verlauf der Gesamtkostenkurve)

Verlauf der Gesamtkosten je Stück: degressiv fallend
kg = kf + kv (kg sind höher als kv)

Verlauf der variablen Stückkosten (kv) konstant

tnatsnok)’K( netsokznerG

 %001 dargsgnugitfähcseBmumixamnniweG
(Kapazitätsgrenze), wenn bei dieser 
Ausbringungsmenge E größer als K

 dnu -sölrE nehcsiwz tknupttinhcSellewhcsnniweG
Kostenkurve (E = K)

kv = K’
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Kalkulatorische Kosten12.4

Erfassung des mit der betrieblichen Leistungserstellung verbundenen tatsächlichen
Werteverbrauchs, weil die Aufwendungen lt. Gewinn- und Verlustrechnung nicht oder 

nur teilweise diesen Werteverbrauch wiedergeben

Kalkulatorischer Unternehmerlohn
(= Zusatzkosten)

Ziel- Erfassung des Wertes der Arbeits-
setzung leistung eines Einzelunternehmers

oder von Gesellschaftern bei Per-
sonengesellschaften.

Berech- Gehalt eines vergleichbaren lei-
nung tenden Angestellten.

Kalkulatorische Abschreibung
(= Anderskosten)

Ziel- Substanzerhaltung (Reale Kapital-
setzung erhaltung)

Erfassung der tatsächlichen Wert-
minderung, die in ursächlichem
Zusammenhang mit der Produkti-
onstätigkeit eines Betriebes steht.

Berech- Lineare Abschreibung von den Wie-
nung derbeschaffungskosten, Berück-

sichtigung der tatsächlichen Nut-
zungsdauer.

Zweck der Ermittlung Kalkulatorischer Kosten

Ausgewählte Arten kalkulatorischer Kosten

Zusatzkosten
(kein Aufwand in der GuV)

Anderskosten (= unechte Zusatzkosten)
(Aufwand in der GuV Kosten in KLR)

Kalkulatorische Kosten
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Abgrenzungsrechnung12.5

Zweck-
ertrag

Grund-
leistung

Zusatz-
leistung

Zusatz-
kosten

Grund-
kosten

Zweck-
aufwand

Zusatzkosten

Betriebsergebnis = Leistungen – Kosten

Neutrales Ergebnis
(Abgrenzungsergebnis) 

= unternehmensbezogene Abgrenzungen 
+ kostenrechnerische Korrekturen

Aufspaltung des Gesamtergebnisses

Aufwand

Neutraler Aufwand Zweckaufwand

Grundkosten

Kosten

Abgrenzungsfälle1 zwischen 
Aufwendungen und Kosten

Aufwand Aufwand kein Aufwand Aufwand

Kosten keine Kosten Kosten Kosten Kosten

><=

Ziel der Abgrenzungsrechnung

Aufwand

Auszahlung Einzahlung

Ausgaben Einnahmen

Neutraler
Aufwand

Aufwand

Neutraler
Ertrag

Ertrag

+/– Neutrales Ergebnis
(neutrale Erträge – neutrale Aufwendung)

= Gesamtergebnis (Unternehmensergebnis)

Leistung

– Kosten
= Betriebsergebnis (KLR)

⎫⎥⎥⎥⎥⎬⎥⎥⎥⎥⎭⎫⎥⎥⎥⎥⎬⎥⎥⎥⎥⎭

1 Die Nummerierung der Fälle bezieht sich auf die Beispiele auf S. 41
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Kostenträgerstückrechnung (Kalkulation)12.6

Aufgaben der Kostenträgerstückrechnung
Ermittlung

des Mindestangebotspreises (Kostendeckung)
des Mindesterlöses (Erzielung eines Mindestgewinns)
der Höchstgrenze für Material-, Fertigungs- und Herstellkosten
des Wertes zur Bewertung von Inventurbeständen an unfertigen und fertigen Erzeugnissen
sowie innere betrieblichen Eigenleistungen

Vergleich
der auf den Kosten der Vorkalkulation basierenden Angebotspreise mit den tatsächlichen Kosten

Kalkulationsverfahren

Anwendung

Berechnung

Divisionskalkulation

Produktion völlig gleichartiger
Erzeugnisse

Gesamtkosten
Stückkosten =

hergestellte
Stückzahl

Zuschlagskalkulation
Produktion völlig verschieden-

artiger Erzeugnisse (heterogenes
Produktionsprogramm)

Den Kostenträgern werden die
Einzelkosten direkt und die

Gemeinkosten mittels
Zuschlagssätzen zugerechnet.

Ermittlung des kalkulierten
Verkaufspreises
(Angebotspreis)

Fertigungsmaterial

+ Material-
gemeinkosten v. H.

= Materialkosten

Fertigungslöhne

+ Fertigungs-
gemeinkosten v. H.

= Fertigungskosten

= Herstellkosten

+ Verwaltungs-
gemeinkosten v. H.

+ Vertriebs-
gemeinkosten v. H.

= Selbstkosten

+ Gewinn v. H.

= Barverkaufspreis

+ Kundenskonto und
ggf. Vertreter-
provision i. H.

= Zielverkaufspreis

+ Kundenrabatt i. H.

= Listenverkaufspreis 
netto

Ermittlung der Kosten, die
für Fertigungsmaterial
höchstens anfallen dürfen

Fertigungsmaterial

+ Material-
gemeinkosten a. H.

= Materialkosten

Fertigungslöhne

+ Fertigungs-
gemeinkosten a. H.

= Fertigungskosten

= Herstellkosten

+ Verwaltungs-
gemeinkosten a. H.

+ Vertriebs-
gemeinkosten a. H.

= Selbstkosten

+ Gewinn a. H.

= Barverkaufspreis

+ Kundenskonto und
ggf. Vertreter-
provision i. H.

= Zielverkaufspreis

+ Kundenrabatt v. H.

= Listenverkaufspreis 
netto

Ermittlung des Gewinns-
oder des Gewinnzuschlags
bei gegebenen Kosten und
gegebenem Verkaufspreis

Fertigungsmaterial

+ Material-
gemeinkosten v. H.

= Materialkosten

Fertigungslöhne

+ Fertigungs-
gemeinkosten v. H.

= Fertigungskosten

= Herstellkosten

+ Verwaltungs-
gemeinkosten v. H.

+ Vertriebs-
gemeinkosten v. H.

= Selbstkosten

+ Gewinn

= Barverkaufspreis

+ Kundenskonto und
ggf. Vertreter-
provision i. H.

= Zielverkaufspreis

+ Kundenrabatt v. H.

= Listenverkaufspreis
netto

Vorwärts-, Rückwärts- und Differenzkalkulation

Ziel

Berech-
nungs-
schema

Vorwärtskalkulation
(Verkaufskalkulation)

Rückwärtskalkulation
(kalkulatorische 
Rückrechnung)

Differenzkalkulation
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Ermittlung von Zuschlagssätzen für die Gemeinkosten (Istzuschläge) – 
Einfacher und erweiterter BAB12.7

Einzelkosten

Gemeinkosten

Direkte Zurechnung auf die
Kostenträger
Zurechnung auf den
Kostenträger über
Zuschlagssätze

Berechnung aus den Zahlen
im BAB als Istzuschläge

Materialgemein-
kostenzuschlags-
satz (MGKZ)

=
Materialgemeinkosten · 100

Materialeinzelkosten

Fertigungsgemein-
kostenzuschlags-
satz (FGKZ)

=
Fertigungsgemeinkosten · 100

Fertigungseinzelkosten

Verwaltungsgemein-
kostenzuschlags-
satz (VwGKZ)

=
Verwaltungsgemeinkosten · 100

Herstellkosten

Vertriebsgemein-
kostenzuschlags-
satz (VtGKZ)

=
Vertriebsgemeinkosten · 100

Herstellkosten

Berechnung der
Herstellkosten

Materialeinzelkosten
+ Materialgemeinkosten
+ Fertigungseinzelkosten
+ Fertigungsgemeinkosten
+ Sondereinzelkosten der

Fertigung

= Herstellkosten

Betriebsabrechnungsbogen (BAB)

einstufiger BAB
(= nur Hauptkostenstellen)

mehrstufiger BAB
(= zusätzlich zu den

Hauptkostenstellen auch
Hilfskostenstellen) vgl. 5.5

einfacher BAB

4 Hauptkostenstellen

Mat. Fert. Verw. Vertr.

mehr als 4 Hauptkosten-
stellen

erweiterter BAB

Mat. Fertigung

F I F II F III

Verw. Vertr.
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Mehrstufi ger Betriebsabrechnungsbogen12.8

Hauptkostenstellen 
(Endkostenstellen)

geben Leistungen direkt an die
Erzeugnisse (Kostenträger) ab

Material Fertigung

Fertigung I

Ver-
waltung

Vertrieb

dienen dem Gesamtbetrieb
(Leistungsabgabe an alle 

oder fast alle übrigen Haupt-
und Hilfskostenstellen)

Arten von Kostenstellen

Hilfskostenstellen (Vorkostenstellen): 
geben Leistungen an andere Kostenstellen ab

(= innerbetriebliche Leistungsverrechnung)

Allgemeine 
Hilfskostenstellen

Besondere 
Hilfskostenstellen

geben Leistungen an
bestimmte 

Hauptkostenstellen ab

Kostenstelle 
Material

Kostenstelle 
Fertigung

Kostenstelle 
Verwaltung

Kostenstelle 
Vertrieb

Allgemeine
Hilfskostenstelle
(z. B. Stromver-

sorgung)

Fertigungshilfsstelle I

Fertigungshilfsstelle II

Fertigungshilfsstelle III
Fertigungs-

hauptstelle II

Fertigungs-
hauptstelle I

Fertigung II

Mehrstufiger Betriebsabrechnungsbogen

Kostenarten-
rechnung

Kostenstellenrechnung Kosten-
träger-

rechnung

Kosten-
träger

Einzelkosten
(z. B. Fertigungs-
materialverbrach,
Fertigungslöhne)

Gemeinkosten
(z. B. Hilfs- und
Betriebsstoff-
verbrauch,
Hilfslöhne,
Energie,
kalkulatorische
Abschreibungen)

Sondereinzel-
kosten

der Fertigung
(z. B. Modell-
kosten)
des Vertriebs
(z. B. Ausgangs-
frachten)

Betriebsabrechnungsbogen (BAB)

Hauptkostenstellen
Hilfskostenstellen

(allgemeine und besondere
Hilfskostenstellen)

1. Verteilung
(Umlage)

Kosten der allgemei-
nen Kostenstellen auf

besondere
Hilfskostenstellen
Hauptkostenstellen

Kosten der besonde-
ren Hilfskostenstellen
auf

jeweilige Haupt-
kostenstellen

2. Verteilung
(Umlage)

werden den Kostenträgern direkt zugerechnet

werden den Kostenträgern direkt zugerechnet

Verteilung
(Umlage)
auf alle
verursa-
chenden
Kosten-
stellen

werden
den Kos-
tenträgern
indirekt mit
Hilfe von Ge-
meinkosten-
zuschlags-
sätzen zu-
gerechnet
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1/2
Auswirkungen von Bestandsveränderungen auf die Zuschlagssätze –

Ermittlung der Selbstkosten des Umsatzes12.9

Fertigungsmaterial
+ Materialgemeinkosten
+ Fertigungslöhne
+ Fertigungsgemeinkosten
+ Sondereinzelkosten der Fertigung

= Herstellkosten der Produktion
– Mehrbestand

(Unfertige/Fertige Erzeugnisse)
+ Minderbestand

(Unfertige/Fertige Erzeugnisse)

= Herstellkosten des Umsatzes

Zuschlagsgrundlage für 
Verwaltungsgemeinkosten (Normalfall)

Zuschlagsgrundlage für 
Vertriebsgemeinkosten (Normalfall)

Herstellkosten des Umsatzes
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Normalkostenrechnung – Kostenabweichung –
Ursachen für Kostenabweichungen12.10

Aufgabe der Normalkostenrechnung:

Ermittlung von Normalzuschlagssätzen als Grundlage für

 ellortnoknetsoK eidnoitaluklakroV eid

Ermittlung von Kostenüber- und Kostenunterdeckung
Normalgemeinkosten > Istgemeinkosten (Überdeckung)
Normalgemeinkosten < Istgemeinkosten (Unterdeckung)

Kostenabweichungen

Normalgemeinkosten > Istgemeinkosten (Überdeckung)
Normalgemeinkosten < Istgemeinkosten (Unterdeckung)

Veränderung der Gemeinkosten durch

Verbrauchs- und Preisabweichung Beschäftigungs-
gnuhciewbagnuhciewbanegneM

Veränderungen beim Preisänderungen für die Schwankung der
Verbrauch von Gütern zur Leistungserstellung Produktionsmenge

und Diensten erforderlichen Güter

Ursachen
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Grundlagen der Prozesskostenrechnung12.11

Prozesse anstelle von Einzelkosten

als neue Bezugsgröße für die Verrechnung der 
Gemeinkosten

Geänderte 
Rahmenbedingungen

Bedeutung von Unter-
nehmensbereichen mit hohem
Gemeinkostenanteil nimmt zu

Prozesskostenrechnung

ist eine Vollkostenrechnung zur Ergänzung und Verfeinerung 
der traditionellen Zuschlagskalkulation

Mängel der traditionellen
Vollkostenrechnung

Verrechnung der Gemein-
kosten über Zuschlagssätze 

ist ungenau
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Kostenstellen als Ausgangspunkt der Prozesskostenrechnung12.12

Tätigkeitsanalyse in den Kostenstellen

Bestimmung von Kostentreibern
= in Messgrößen ausgedrückte Verursachungsfaktoren von Gemeinkosten

leistungsmengeninduzierte Teilprozesse
(lmi-Prozesse)

= sich wiederholende Tätigkeiten, deren
Häufigkeit von der zu erbringenden

Leistungsmenge abhängt.

Zusammenfassung der Tätigkeiten zu Teilprozessen
(= miteinander zusammenhängende Tätigkeiten, die zu einem gemeinsamen Arbeitsablauf

gehören und zu einem gemeinsamen Arbeitsergebnis führen)

leistungsmengenneutrale Teilprozesse
(lmn-Prozesse)

= Tätigkeiten, die nicht von der zu
erbringenden Leistungsmenge abhängen.

nur lmi-Prozesse haben
Kostentreiber
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Prozesskostensätze als Grundlage der Prozesskostenkalkulation12.13

Verteilung der Gemeinkosten (Budget) einer Kostenstelle auf die Teilprozesse
in Abhängigkeit von der in Anspruch genommenen Mitarbeiterkapazität (Mitarbeiterjahre)

Ermittlung von Teilprozesskostensätzen für den lmi-Prozess
Der lmi-Teilprozesskostensatz gibt an, wie viel die einmalige Durchführung dieses 

lmi-Prozesses kostet.

Ermittlung von Umlagesätzen zur Verrechnung der lmn-Prozesskosten auf die lmi-Prozesse
Der Umlagesatz gibt an, in welcher Höhe Prozesskosten eines lmn-Prozesses den jeweiligen

lmi-Prozessen bei deren einmaliger Durchführung zugerechnet werden müssen.

Ermittlung des gesamten Prozesskostensatzes eines Teilprozesses
= lmi-Prozesskostensatz + lmn-Umlagesatz

Der Teilprozesskostensatz gibt an, wie viel die einmalige Durchführung 
dieses Teilprozesses kostet.

Zusammenfassung der Teilprozesse aus verschiedenen Kostenstellen 
zu typischen (i.d.R. kostenstellenübergreifenden) Hauptprozessen

(z. B. Auftragsbearbeitung)

Bestimmung von Kostentreibern für die Hauptprozesse

Ermittlung von Hauptprozesskostensätzen
Der Hauptprozesskostensatz gibt an, wie viel die einmalige Durchführung 

dieses Hauptprozesses kostet.
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Aufbau einer Prozesskostenrechnung12.14

Kosten-
arten

Einzel-
kosten

Art der
Kostenstelle

Art der
Zurechnung

z. B. Maschinenstundensatz

Gemein
kosten

Zurechnung
über Kosten-

treiber

Direkte
Zurechnung von

maschinen-
abhängigen

Kosten

direkte Zurechnung der Prozess-
kosten auf die Kostenträger

Zuschlagssatz
(z. B. FGKZ, VerwGZ)

Direkte
Zurechnung

direkte
Zurechnung
von Prozess-

kosten

Hauptprozesse
(Kostentreiber)

Kostenstellen mit
direkten Bezugs-

größen (z. B.
maschinen-

abhängige Kosten)

Kostenstellen mit 

lmn-
Teil-
pro-

zessen

lmi-
Teil-
pro-

zessen

Sonstige Kosten-
stellen(-bereiche)
mit (Rest-)Gemein-
kosten (z. B. Ferti-
gung, Verwaltung)

Zurechnung
über

Zuschlags-
sätze

Umlage auf lmi-Prozesse (oder
Zurechnung über Zuschlagssatz)

K
o

st
en

tr
äg

er
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Kalkulationsschema für eine Prozesskostenkalkulation12.15

z. B. für Einkauf, Wareneingang, Materiallager
für restliche, nicht prozessbezogen verrechenbare Material-
gemeinkosten

für Entwicklung, Konstruktion, Arbeitsvorbereitung, Fertigungs-
planung, Fertigungssteuerung, Qualitätswesen usw.
für restliche, nicht prozessbezogen verrechenbare Fertigungs-
gemeinkosten

für Marktforschung, Werbung, Verkaufsförderung, Außendienst,
Verkaufsbüros, Kundendienst, Fertigwarenlager, Verpackung,
Versand, Transport usw.
für restliche, nicht prozessbezogen verrechenbaren Vertriebs-
gemeinkosten

für Geschäftsführung, Controlling, Registratur usw.

Kalkulationsschema für eine Prozesskostenkalkulation

Materialeinzelkosten
+ Materialprozesskosten
+ Materialgemeinkosten-

zuschlag
= Materialkosten (1)

Fertigungseinzelkosten
+ Fertigungsunterstützungs-

prozesskosten
+ Fertigungsgemeinkosten-

zuschlag
+ Sondereinzelkosten der 

Fertigung
= Fertigungskosten (2)

Materialkosten (1)
+ Fertigungskosten (2)
= Herstellkosten
+ Vertriebsprozesskosten

+ Vertriebsgemeinkosten-
zuschlag

+ Sondereinzelkosten des 
Vertriebs

+ Verwaltungsprozesskosten
+ Verwaltungsgemeinkosten-

zuschlag
= Selbstkosten
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Bedeutung und Vorteile der Prozesskostenrechnung12.16

Die Prozesskostenkalkulation liefert besondere Informationen, die für Maßnahmen zur
Kostenbeeinflussung genutzt werden könne

Allokationseffekt Komplexitätseffekt Degressionseffekt

Unterschiedsbetrag, der sich 
bei der Kalkulation mit Prozess-

kosten im Vergleich zur traditionel-
len Zuschlagskalkulation bei der
Zurechnung der Gemeinkosten

bzw. bei der Ermittlung der
Selbstkosten ergibt

Komplexen Produkten 
werden durch die Prozess-

kostenrechnung höhere
Gemeinkosten zugewiesen als

einfachen Produkten. 
Die Komplexität eines 

Produktes drückt sich in der
Höhe des Allokationseffektes

aus.

Tritt ein, wenn die Stückzahlen
für einen zu bearbeitenden 
Auftrag steigen, ohne dass
entsprechend mehr durch-

zuführende Prozesse 
ausgelöst werden. 

Dadurch ergibt sich bei
zunehmender Stückzahl 
eine Kostendegression, 
die durch die Prozess-

kostenrechnung berücksichtigt
wird.

Grundlage für die Entwicklung von Strategien
Preispolitik, Produktions-und Absatzprogramm, optimale Auftragsgröße

Absoluter 
Allokations-

effekt:
Unterschied

in EUR

Relativer
Allokations-

effekt: 
Unterschied

in %
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Kostenverrechnung im System der Teilkostenrechnung –
Deckungsbeitragsrechnung als Stückrechnung12.17

Kostenverrechnung im System der Teilkostenrechnung

Kostenarten-
rechnung

Kostenträgerrechnung
Kostenstellen-

rechnung

Kostenträger-
stückrechnung

(variable Kosten)

Kostenträger-
zeitrechnung 

(Ergebnisrechnung)

Allgemeine 
Kostenstelle(n),

Hilfskostenstelle(n)

Hauptkosten-
stellen

Kostenträger
A

variable 
Kosten

ErlöseKosten-
arten variable

Gemein-
kosten

Kostenträger
B

Einzelkosten (variabel)

fixe (Gemein-)Kosten

Deckungsbeitragsrechnung (= Form der Teilkostenrechnung)

Aufteilung der Kosten in deren fixe und variable Bestandteile

Verrechnung der variablen Kosten auf die Kostenträger

Deckungsbeitragsrechnung als Stückrechnung: Nettoverkaufspreis je Stück (p)
– variable Kosten je Stück (kv)

= Deckungsbeitrag je Stück (db)



Ü
91811 Lehraufgaben zur Betriebswirtschaftslehre –

Zusammenfassende Übersichten

1/1

 © 2016 by Verlag Europa-Lehrmittel, Nourney, Vollmer GmbH & Co. KG, 42781 Haan-Gruiten, http://www.europa-lehrmittel.de · Europa-Nr.: 91013

Feist · Lüpertz · Reip – Problemlösungen mit Entscheidungsbegründungen zu Lehraufgaben zur Betriebswirtschaftslehre · Lehrerhandbuch

104

Zusammenhang von Umsatzerlösen, Gesamtdeckungsbeitrag und 
Betriebsergebnis12.18

Erlöse (E) = p1 · x1 + p2 · x2 + p3 · x3 ……….. + pn · xn

p1 = Preis Gut1

x1 = Menge Gut1 5 800 000 

variable Gesamtkosten

(Kv = x1 · kv1 + x2 · kv2 …. + xn · kvn)
3 720 000 

Gesamtdeckungsbeitrag (DB) =
db1 · x1 + db2 · x2 ….. + dbn · xn)

(Summe aller Produktdeckungsbeiträge)
2 080 000 

gesamte fixe
Kosten

(Kf)
1 280 000 

Betriebsergebnis

G = E – Kv – Kf

800 000 

Betriebsergebnis = Gesamtdeckungsbeitrag (DB) – gesamte fixe Kosten (Kf)

Betriebsergebnis = Erlöse (E) – gesamte variable Kosten (Kv) – gesamte fixe Kosten (Kf)
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Kurzfristige und langfristige Preisuntergrenze12.19

Preisuntergrenzen

Kurzfristige (absolute) Preisuntergrenze
(PUGk):

Verkaufspreis (p) deckt genau die 
variablen Stückkosten (kv)

PUGk : p = kv

Langfristige Preisuntergrenze (PUGl):

Verkaufspreis (p) deckt die gesamten
(fixe und variable) Stückkosten (kg)

KfPUGl  k += p: v = kg
produzierte Mengen
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Fehlentscheidungen bei Anwendung der Vollkostenrechnung12.20

fixe Kosten verteilen sich auf geringere
Produktionsmenge
Zuschlagssätze steigen
Selbstkosten und kalkulierter Verkaufspreis
steigen

Unternehmen kalkuliert sich „aus dem Markt
heraus“.

fixe Kosten verteilen sich auf eine größere
Produktionsmenge
Zuschlagssätze sinken
Selbstkosten und kalkulierter Verkaufspreis
sinken

Unternehmen kalkuliert sich „in den Markt
hinein“.

Fehlentscheidungen bei der Preispolitik

fehlende Aufteilung der Kosten in fixe und variable Bestandteile (Vollkostenrechung) 

abnehmender Beschäftigungsgrad zunehmender Beschäftigungsgrad

Erlöse < Selbstkosten 
(= Verlust)

Erlöse < variable Kosten 
(Deckungsbeitrag < 0)

Fehlentscheidungen bei der Sortimentspolitik

Entscheidungskriterien für Bereinigung des Produktionsprogramms (Produkteliminierung)

Vollkostenrechnung Deckungsbeitragsrechnung

Orientierung an den Selbstkosten (Vollkostenrechnung) kann zu Fehlentscheidungen führen, da
der Deckungsbeitrag auch dann positiv sein kann, wenn die Umsatzerlöse die Selbstkosten
nicht decken (= Verlust).

Schwankender Beschäftigungsgrad
(= unterschiedliche Kapazitätsausnutzung durch unterschiedliche Produktionsmengen)
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Anwendung der Deckungsbeitragsrechnung bei Produktions- und 
Absatzentscheidungen12.21

Produktförderung und Produkteliminierung

Produktförderung
Rangfolge der Produktförderung bestimmt
sich nach der Höhe der einzelnen
Deckungsbeiträge je Stück (db)

Produkteliminierung
Produkt wird eliminiert, wenn sich dadurch
der Gesamtdeckungsbeitrag verbessert.
Rangfolge bestimmt sich nach der Höhe der
Gesamtdeckungsbeiträge der Produkt-
gruppen (DB).

Deckungsbeitragsrechnung als Entscheidungshilfe bei:

Für Zusatz-
auftrag
entstehen
bei freien
Kapazitäten 
lediglich
variable
Kosten

Falls Erlös
Zusatz-
auftrag >
variable
Kosten 
Zusatz-
auftrag

Betriebs-
ergebnis
steigt um
Deckungs-
beitrag 
Zusatz-
auftrag

Annahme von Zusatzaufträgen:

Zusatzauftrag wird angenommen, wenn
Deckungsbeitrag des Zusatzauftrags > 0

Betriebsergebnis verbessert sich um den
Deckungsbeitrag des Zusatzauftrags
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Optimales Produktionsprogramm in Engpasssituationen: 
Relative Deckungsbeitragsrechnung12.22

Entscheidungsgrundlage: Relative Deckungsbeiträge

absoluter Deckungsbeitrag (db)
relativer Deckungsbeitrag =

benötigte Einheiten des Engpassfaktors
(z. B. Minuten je Stück)

Produktionsentscheidung: Reihenfolge der Produktförderung ist abhängig von der Höhe der
relativen Deckungsbeiträge

Engpasssituation: Kapazität des Betriebes reicht nicht, um die Produkte in 
den gewünschten (absetzbaren) Mengen zu produzieren

Entscheidung: Welche Produkte sind mit welchen Mengen zu produzieren?
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Bestandteile und Formvorschriften des Jahresabschlusses 
einzelner Rechtsformen13.1

Bilanz
Gewinn- und 

Verlustrechnung

für Einzelkaufleute und 
Personenhandelsgesellschaften

für Kapitalgesellschaften

Bilanz
Gewinn- und 

Verlustrechnung
Bilanz

Gewinn-
und 

Verlust-
rechnung

Anhang

Bestandteile des Jahresabschlusses

ssulhcsbaserhaJ =ssulhcsbaserhaJ =

zusätzlich Verpflichtung zur Aufstellung
eines für mittelgroße und

große Kapitalgesellschaften
Lageberichts

Formvorschrift

für die Bilanz:

Kontoform

ausführliche
Bilanz nach

§ 266 (1) HGB

verkürzte Bilanz

Keine ausdrückliche
Gesetzesvorschrift zur

Beachtung einer
bestimmten Form.
Aber: Beachtung

der Gliederung nach
§ 266 (1) HGB als GoB
(Grundsatz ordnungs-
mäßiger Buchführung 

bzw. Bilanzierung)

Gewinn- und Verlustrechnung:

Einzelkaufleute und Personenhandelsgesell- Kapitalgesellschaften
schaften wahlweise Konten- oder Staffelform Staffelform (§ 275 (1) HGB)

Gesamtkostenverfahren oder Umsatzkostenverfahren
§ 275 (2) und (3) HGB

Pflichtprüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes:
große und mittelgroße Kapitalgesellschaften (§ 316 HGB)

Einzelkaufleute und 
Personenhandelsgesell-
schaften, die unter das
Publizitätsgesetz fallen

Einzelkaufleute und 
Personenhandelsgesell-

schaften, die nicht unter das
Publizitätsgesetz fallen

kleine Kapital-
gesellschaften

große und mittel-
große Kapital-
gesellschaften
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Gliederung der Bilanz für große und mittelgroße Kapitalgesellschaften 
gem. § 266 HGB13.2

avissaPZNALIBavitkA

A. Anlagevermögen:
I. Immaterielle Vermögensgegenstände:

1. Selbstgeschaffene gewerbliche Schutz-
rechte und ähnliche Rechte und Werte;

2. entgeltlich erworbene Konzessionen,
gewerbliche Schutzrechte und ähnli-
che Rechte und Werte sowie Lizenzen
an solchen Rechten und Werten;

3. Geschäfts- oder Firmenwert;
4. geleistete Anzahlungen;

II. Sachanlagen:
1. Grundstücke, grundstücksgleiche 

Rechte und Bauten einschließlich der
Bauten auf fremden Grundstücken;

2. technische Anlagen und Maschinen;
3. andere Anlagen, Betriebs- und 

Geschäftsausstattung;
4. geleistete Anzahlungen und Anlagen

im Bau;
III. Finanzanlagen:

1. Anteile an verbundenen Unternehmen;
2. Ausleihungen an verbundene Unter-

nehmen;
3. Beteiligungen;
4. Ausleihungen an Unternehmen, mit de-

nen ein Beteiligungsverhältnis besteht;
5. Wertpapiere des Anlagenvermögens;
6. sonstige Ausleihungen.

B. Umlaufvermögen:
I. Vorräte:

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe;
2. Unfertige Erzeugnisse, unfertige 

Leistungen;
3. fertige Erzeugnisse und Waren;
4. geleistete Anzahlungen.

II. Forderungen und sonstige Vermögens-
gegenstände:
1. Forderungen aus Lieferungen und

Leistungen;
2. Forderungen gegen verbundene 

Unternehmungen;
3. Forderungen gegen Unternehmen mit

denen ein Beteiligungsverhältnis besteht;
4. Sonstige Vermögensgegenstände.

III. Wertpapiere:
1. Anteile an verbundenen Unternehmen;
2. sonstige Wertpapiere.

IV. Kassenbestand, Bundesbankguthaben,
Guthaben bei Kreditinstituten, Schecks.

C. Rechnungsabgrenzungsposten.

D. Aktive latente Steuern.

E. Aktiver Unterschiedsbetrag aus der
Vermögensverrechnung.

A. Eigenkapital:
I. Gezeichnetes Kapital;
II. Kapitalrücklage;
III. Gewinnrücklagen:

1. gesetzliche Rücklage;
2. Rücklage für Anteile an einem herr-

schenden oder mehrheitlich beteilig-
ten Unternehmen;

3. satzungsmäßige Rücklagen;
4. andere Gewinnrücklagen;

IV. Gewinnvortrag/Verlustvortrag;
V. Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag.

B. Rückstellungen:
1. Rückstellungen für Pensionen und 

ähnliche Verpflichtungen;
2. Steuerrückstellungen;
3. sonstige Rückstellungen.

C. Verbindlichkeiten:
1. Anleihen, davon konvertibel;
2. Verbindlichkeiten gegenüber 

Kreditinstituten
3. Erhaltene Anzahlungen auf 

Bestellungen;
4. Verbindlichkeiten aus Lieferungen 

und  Leistungen;
5. Verbindlichkeiten aus der Annahme 

gezogener Wechsel und der Ausstellung
eigener Wechsel;

6. Verbindlichkeiten gegenüber 
verbundenen Unternehmen;

7. Verbindlichkeiten gegenüber 
Unternehmen mit denen ein Beteiligungs-
verhältnis besteht;

8. sonstige Verbindlichkeiten, davon 
aus  Steuern, davon im Rahmen der
sozialen Sicherheit.

D. Rechnungsabgrenzungsposten.

E. Passive latente Steuern.
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Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung in Staffelform 
(Gesamtkostenverfahren) gem. § 275 (2) HGB13.3

 

 

    

Gewinn- und Verlustrechnung 
in Staffelform (Gesamtkostenverfahren) nach § 275 (2) HGB (in Tsd. EUR)

Umsatzerlös (5000)

andere aktivierte Eigenleistungen (5300)

sonstige betriebliche Erträge (5480)2

100 000

+ 7 000

+ 2 000

– 21 000

– 38 000
– 15 000

– 13 000

– 8 950

– 3 000

– 5 000

– 3 400

– 10 600

– 2 000

8 600

Erhöhung oder Verminderung des Bestandes 
an fertigen und unfertigen Erzeugnissen (5220)

Materialaufwand
a)  Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und 

Betriebsstoffe (6000, 6020)
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen

Personalaufwand
a)  Löhne und Gehälter (6200, 6300)
b) soziale Abgaben (6400)

Abschreibungen
a)  auf immateriele Vermögensgegenstände des

Anlagevermögens und Sachanlagen (6500)
b) auf Vermögensgegenstände des Umlaufvermögens

sonstige betriebliche Aufwendungen2

(6710, 6770, 6800, 6900)

Erträge aus Beteiligungen (5500)

Erträge aus anderen Wertpapieren

sonstige Zinsen und ähnliche Erträge

Abschreibungen auf Finanzanlagen

Zinsen und ähnliche Aufwendungen (7500)

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag
(7700, 7710)

Ergebnis nach Steuern3

sonstige Steuern (7200)

Jahresüberschuss

Hinweis: Die Ziffern in Klammern geben die jeweiligen Kontennummern an.

1  Nach § 275 (1) HGB kann die Gewinn- und Verlustrechnung wahlweise nach dem Gesamtkostenverfahren und nach dem 
Umsatzkostenverfahren dargestellt werden. Die großen Kapitalgesellschaften verwenden vorwiegend das Umsatzkostenver-
fahren. Dieses ist aber nicht Gegenstand des Lehrplans.

2  Die in den sonstigen betrieblichen Erträgen und sonstigen betrieblichen Aufwendungen enthaltenen außerordentlichen 
Aufwendungen und Erträge sind im Anhang anzugeben (§ 285 Nr. 31 bzw. 314 (1) Nr. 23 HGB). Aufwendungen und Erträge 
sind dann außerordentlich, wenn sie ungewöhnlich, selten und von einigem Gewicht sind.

3  Diese Postenbezeichnung ist irreführend, da es sich gerade nicht um ein Ergebnis nach allen Steuern handelt, sofern auch 
noch Beträge unter dem Posten „sonstige Steuern“ ausgewiesen werden.

+ 2 950

1.

3.

4.

2.

5.

6.

7.

8.

9.

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.
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e
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a
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Verwendung des Jahresüberschusses einer AG13.4

Jahresüberschuss (JÜ)
– Verlustvortrag aus dem Vorjahr

= Bereinigter Jahresüberschuss: Basis für Einstellung in die gesetzliche Rücklage
+ Entnahme aus Rücklagen

051 § GtkAegalkcüR ehcilzteseg ni gnulletsniE–

= Restbetrag: Basis für Einstellung in andere Gewinnrücklagen 
)2( 85§ GtkAnegalkcürnniweG eredna ni gnulletsniE–

= Restbetrag
+ Gewinnvortrag aus Vorjahr

= Bilanzgewinn
– Einstellung weiterer Beträge in andere Gewinnrücklagen durch HV AktG § 58 (3)

= verfügbare Dividende
– ausgezahlte Dividende

= Gewinnvortrag/Verlustvortrag

Verwendung des Jahresüberschusses einer AG

Bildung von Gewinnrück-
lagen

(= offene Selbstfinanzierung)

Geschäftsführung/Gläubiger

Kompromiss durch AktG
gesetzlich erzwungene offene

Selbstfinanzierung

freiwillige offene
Selbstfinanzierung

maximaler/minimaler
Bilanzgewinn

Dividendenzahlung

Aktionäre

Aufstellung des Jahresabschlusses

Eigenkapitalpositionen:
Gewinn-/Verlustvortrag

Vorjahr

Jahresüberschuss/
Jahresfehlbetrag

aktuelles Jahr

Eigenkapitalposition:
Bilanzgewinn

Eigenkapitalposition:
Gewinn-/Verlustvortrag

nächstes Jahr

Fremdkapitalposition:
sonst. Verbindlichkeit (noch
auszuzahlende Dividende)

vor der 
Gewinnverwendung

nach teilweiser 
Gewinnverwendung

nach vollständiger 
Gewinnverwendung

Interessenkonflikte bei der Gewinnverwendung



Ü
91811 Lehraufgaben zur Betriebswirtschaftslehre –

Zusammenfassende Übersichten

1/1

 © 2016 by Verlag Europa-Lehrmittel, Nourney, Vollmer GmbH & Co. KG, 42781 Haan-Gruiten, http://www.europa-lehrmittel.de · Europa-Nr.: 91013

Feist · Lüpertz · Reip – Problemlösungen mit Entscheidungsbegründungen zu Lehraufgaben zur Betriebswirtschaftslehre · Lehrerhandbuch

113

Grundsätze ordnungsgemäßiger Bewertung (Bewertungsprinzipien)13.5

Vermögen: 
eher niedrige Bewertung

Verbindlichkeiten:
eher höhere Bewertung

aus dem Vorsichtsprinzip 
abgeleitete Prinzipien

Prinzip der kaufmännischen Vorsicht
Gläubigerschutz

Realisations-
prinzip

Imparitäts-
prinzip

Niederstwert-
prinzip

Höchstwert-
prinzip

Verbot des Auswei-
ses nicht realisierter

Gewinne

Verpflichtung zum
Ausweis drohender

Verluste

gemildertes

niedrigerer
Wert kann
angesetzt
werden.

strenges

niedrigerer
Wert muss
angesetzt
werden.

Verpflichtung zum
Ansatz des höheren

Wertes

Anwendung:
Verbindlichkeiten 

(§ 253 (1) S. 2 HGB)

Abschrei-
bungswahl-

recht

Abschrei-
bungs-
pflicht

vorüber-
gehende

Wert-
minderung

– Umlaufver-
mögen 
(§ 253 (4)
HGB)

– Anlagever-
mögen bei
dauernder
Wertmin-
derung 
(§ 253 (3)
S. 3 HGB)

Finanzanla-
gen des

Anlagever-
mögens
(§ 253 (3) 
S. 4 HGB)

Sonderregelung:
Fremdwährungsver-

bindlichkeiten mit
einer Restlaufzeit

1 Jahr
(§ 256 a HGB)
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Bewertung von Vermögensgegenständen nach HGB13.6

Bebaute Grundstücke

= fortgeführte Anschaffungskosten

nur bei dauernder Wertminderung:
– außerplanmäßige Abschreibung

(Abwertung)

bei dauernder Wertminderung
(§ 253 (3) HGB)

Niedrigerer Wert muss angesetzt
werden (§ 253 (3) S. 3 HGB)

(Eine nur vorübergehende Wertminde-
rung darf bei Sachanlagen nicht

berücksichtigt werden, wohl aber bei
Finanzanlagen § 253 (3) S. 4)

AK Grundstück AK/HK Gebäude
– planm.

Abschreibung

Tageswert
Abschluss-

stichtag < AHK

(außerplanmä-
ßige Abschrei-

bung zwingend)

Niedrigerer
Tageswert

Tageswert
Abschluss-

stichtag > AHK

Niedrigere
AHK

strenges Niederstwertprinzip

Auch bei nur vorübergehender Wert-
minderung muss niedrigerer Wert
angesetzt werden (§ 253 (4) HGB).

Folge-
bewertung

zum
Abschluss-

stichtag

Herstellungskosten =

Anschaffungs- oder Herstellungskosten
(§§ 253 (1), 255 (1), (2) HGB)

Vermögensgegenstände

Anschaffungskosten =

Anschaffungspreis
+ Anschaffungsnebenkosten
– Anschaffungspreisminderungen

Einzelkosten
Fertigungsmaterial,
Fertigungslöhne,
Sondereinzelkosten der
Fertigung

Gemeinkosten Aktivierungs-
Materialgemeinkosten, pflicht
Fertigungsgemeinkosten,
Verwaltungsgemeinkosten
des Material- und Fertigungs-
bereichs, Wertverzehr des
Anlagevermögens

Wertuntergrenze

Kosten der allgemeinen Ver-
waltung, Aufwendungen für
freiwillige soziale Leistungen,
Aufwendungen für soziale
Einrichtungen des Betriebs, Aktivierungs-
Kosten für die betriebliche wahlrecht
Altersversorgung, Fremd-
kapitalzinsen:
Voraussetzung: § 255 (3) HGB

Wertobergrenze

Forschungs- und Vertriebs- Aktivierungs-
tobrevnetsok

Zugangs-
bewertung

zum Zeitpunkt
der Anschaf-

fung oder
Herstellung

Bebaute Grundstücke
(Anlagevermögen)

Fertige und Unfertige Erzeugnisse
(Umlaufvermögen)

Zuschreibung erforderlich bei Wegfall der Abschreibungsgründe (§ 253 (5) HGB)
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Umfang und Berechnung der Herstellungskosten nach Handels- und 
Steuerrecht und nach IFRS13.7

Herstellungskosten Handelsrecht Steuerrecht IFRS

Materialeinzelkosten Pflicht

(§ 255 Abs. 2 Satz 2 HGB)

Pflicht

(§ 5 Abs. 1 Satz 1 EStG 

i. V. m. § 255 Abs. 2 Satz 2 

HGB)

Pflicht

(IAS 2.12)

Fertigungseinzelkosten Pflicht

(§ 255 Abs. 2 Satz 2 HGB)

Pflicht

(§ 5 Abs. 1 Satz 1 EStG 

i. V. m. § 255 Abs. 2 Satz 2 

HGB)

Pflicht

(IAS 2.12)

Sondereinzelkosten der 

Fertigung

Pflicht

(§ 255 Abs. 2 Satz 2 HGB)

Pflicht

(§ 5 Abs. 1 Satz 1 EStG 

i. V. m. § 255 Abs. 2 Satz 2 

HGB)

Pflicht

(IAS 2.12)

Materialgemeinkosten Pflicht

(§ 255 Abs. 2 Satz 2 HGB)

Pflicht

(R 6.3 Abs. 1 EStÄR 2008)

Pflicht

(IAS 2.12)

Fertigungsgemeinkosten

(incl. fertigungsbedingter 

Abschreibungen auf das 

Anlagevermögen)

Pflicht

(§ 255 Abs. 2 Satz 2 HGB)

Pflicht

(R 6.3 Abs. 1 EStÄR 2008)

Pflicht

(IAS 2.12)

Herstellungsbezogene 

Verwaltungskosten

In den Material- und 

Fertigungsgemeinkosten 

enthalten

In den Material- und 

Fertigungsgemeinkosten 

enthalten

Pflicht

(IAS 2.12 i. V. m. IAS 2.16c)

Allgemeine Verwaltungs-

kosten (incl. freiwilliger 

Sozialkosten und Kosten 

sozialer Einrichtungen)

Wahlrecht

(§ 255 Abs. 2 Satz 3 HGB)

Pflicht

(R 6.3 Abs. 1 EStÄR 2008)

Verbot

(IAS 2.16c)

Herstellungsbezogene 

Fremdkapitalkosten

Wahlrecht

(Voraussetzungen: § 255 

Abs. 3 Satz 2 HGB)

Wahlrecht

(R 6.3 Abs. 1 EStÄR 2008)

Wahlrecht

(IAS 2.17 i. V. m. IAS 23)

Forschungskosten Verbot

(§ 255 Abs. 2 Satz 4 HGB)

Verbot

(§ 5 Abs. 1 Satz 1 EStG 

i. V. m. § 255 Abs. 2 Satz 4 

HGB)

Verbot

(IAS 2.15)

Vertriebskosten Verbot

(§ 255 Abs. 2 Satz 4 HGB)

Verbot

(§ 5 Abs. 1 Satz 1 EStG 

i. V. m. § 255 Abs. 2 Satz 4 

HGB)

Verbot

(IAS 2.16d)
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Vorschriften zur Bewertung von Schulden – Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen in vereinbarter Inlandswährung13.8

Schulden/Verbindlichkeiten

Grundsatz: Bewertung zum Erfüllungsbetrag

Höchstwertprinzip: Von zwei möglichen Werten

muss der höhere genommen werden (§ 253 (1) S. 2 HGB)

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen in vereinbarter Inlandswährung

Überweisung des fälligen Rechnungsbetrages in Euro

Erfüllungsbetrag (§ 253 (1) S. 2 HGB)
= Zahlungsbetrag laut vertraglicher Vereinbarung
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Bewertung von Fremdwährungsverbindlichkeiten13.9

Fremdwährungsverbindlichkeiten
Grundsatz: Bewertung zum Erfüllungsbetrag (§ 253 (1) S. 2 HGB)

(§ 256 a HGB)

Restlaufzeit ein Jahr
oder weniger

Restlaufzeit länger als ein Jahr

Fall 1:
Wert am Abschlussstichtag 

(Erfüllungsbetrag) 
< Wert zum Zeitpunkt des Zugangs

Fall 2:
Wert am Abschlussstichtag 

(= aktueller Erfüllungsbetrag) 
> Wert zum Zeitpunkt des Zugangs

Höchstwertprinzip (von zwei möglichen Werten 
muss der höhere genommen werden) muss beachtet werden

Höchstwertprinzip (von
zwei möglichen Werten
muss der höhere genom-
men werden) findet keine
Anwendung

Folgebewertung zum
(höheren oder niedrigeren)
Devisenkassamittelkurs
am Abschlussstichtag

Evtl. Ausweis eines nicht
realisierten GewinnesVorsichtsprinzip: Drohende Verluste müssen berücksichtigt werden

Disagio mindert im Jahr der Darlehensaufnahme
in vollem Umfang den Gewinn

Disagio wird während der Darlehenslaufzeit
schrittweise zu Aufwand (gleichmäßige

Belastung der GuV-Rechnungen)

Verrechnung als Aufwand im Jahr
der Darlehensaufnahme

Bildung eines aktiven Rechnungs-
abgrenzungspostens und planmäßige Abschrei-

bung auf die Laufzeit

Disagio bei Darlehensaufnahme (§ 250 (3) S. 1 HGB)

Bewertung zum höheren Wert
zum Zugangszeitpunkt

Bewertung zum höheren Wert
zum Abschlussstichtag
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Grundlegende Bewertungsvorschriften für Vermögen und Schulden 
nach IAS/IFRS13.10

Anschaffungskosten
(fallen bei Erwerb eines
Vermögensgegenstandes
an)

Herstellungskosten
(fallen an, wenn 
Vermögensgegenstände –
z. B. fertige oder unfertige
Erzeugnisse – hergestellt
werden)

Tageswert

Veräußerungswert

Barwert

Anschaffungspreis
+ direkt zurechenbare Nebenkosten
+ eventuell Fremdkapitalzinsen (nur bei Qualifying 

Asset Wahlrecht)
– Minderungen

= Anschaffungskosten

Materialeinzelkosten Pflicht

Materialgemeinkosten Pflicht, soweit pro-
duktionsbezogen

Fertigungseinzelkosten Pflicht

Sondereinzelkosten der Fertigung Pflicht

Fertigungsgemeinkosten Pflicht, soweit pro-
duktionsbezogen

Verwaltungsgemeinkosten Pflicht
(Produktionsbereich)

Verwaltungsgemeinkosten Verbot
(Allgemeiner Bereich – ohne 
Bezug zur Produktion)

Zinsen Wahlrecht nur bei
Qualifying Asset

Vertriebsgemeinkosten Verbot

Sondereinzelkosten des Vertriebs Verbot

Kalkulatorische Zusatzkosten Verbot

Wiederbeschaffungswert

Wert, der bei ordnungsgemäßer Veräußerung erzielt werden kann

Summe der einem Vermögensgegenstand zuzurechnenden 
abgezinsten Einzahlungsüberschüsse
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Bewertung von bebauten Grundstücken nach IAS/IFRS13.11

Folgebewertung

wenn eine außerplanmäßige Abschreibung vorgenommen wurde und der Grund
für die außerplanmäßige Abschreibung nicht mehr besteht, d. h.

Recoverable Amount > Buchwert
(erzielbarer Betrag)

Zuschreibung 
(Wertaufholung)

zwingend erforderlich
Obergrenze der Zuschreibung: fortgeführte AHK

Die Korrektur der außerplanmäßigen Abschreibung erfolgt ergebniswirksam,
d. h. es ergeben sich Auswirkungen auf das Jahresergebnis (ausgewiesener Gewinn)!

Buchungssatz: Grundstücke bzw. Gebäude
an sonstige betriebliche Erträge

Zugangsbewertung AHK

eduäbeG KHAkcütsdnurG KHA
keine planmäßige Abschreibung – planmäßige Abreibung

(p.r.t oder Vereinfachungsregel)

= fortgeführte AHK Grundstück = fortgeführte AHK Gebäude

zu jedem Bilanzstichtag:
Impairment-Test (Wertminderungstest)

= Vergleich zwischen

Buchwert und Recoverable Amount (erzielbarer Betrag)
Recoverable Amount (erzielbarer Betrag): höherer Betrag von Nettoveräußerungspreis

und Nutzungswert (Barwert)

wenn

Grundstück Recoverable Amount < Buchwert Gebäude
(erzielbarer Betrag)

unabhängig davon, ob Wertminderung
von Dauer ist oder nicht (= Abweichung von HGB)

– außerplanmäßige Abschreibung – außerplanmäßige Abschreibung

= Bilanzansatz Grundstück am = Bilanzansatz Gebäude am
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Bewertung von bebauten Grundstücken nach IAS/IFRS
Zuschreibung: 1. Fall

Abschreibung

Bilanzposition: Bebaute Grundstück
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Bewertung von fertigen und unfertigen Erzeugnissen (IAS/IFRS)13.12

Bewertung fertiger und unfertiger Erzeugnisse

Zeitpunkt des Zugangs Bilanzstichtag

Herstellungskosten

Nettoveräußerungswert
< Herstellungskosten

Abschreibungspflicht

Bilanzansatz: Niedrigerer
Nettoveräußerungswert

Nettoveräußerungswert
> letzter Buchwert

Zuschreibungspflicht
nach vorausgegangener

Abschreibung

Bilanzansatz: Höherer
Nettoveräußerungswert

(Obergrenze: AHK)

Vergleich: Herstellungskosten und Nettover-
äußerungswert (Net realisable Value)
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Langfristige Auftragsbearbeitung13.13

Vorrangiges
Prinzip

Adressaten

Anwendung

Gewinnausweis nach Fertigstellung 
(Completed-Contract-Method)

HGB-Regelung

Gewinnausweis nach
Fertigstellungsgrad (Percentage-

of-Completion-Method)

tatsächliche Kosten
Fertigstellungs- =

(Bilanzstichtag)
grad geplante Gesamtkosten

eines Auftrags

Vorsichtsprinzip
(strenge Auslegung des Realisationsprinzips)

Gläubiger

HGB: Pflicht
IFRS: Wahl

Periodengerechte Gewinnermittlung
(milde Auslegung des Realisationsprinzips)

Anteilseigner

IFRS: Wahl

Geschäftsjahr 1 Geschäftsjahr 2 Geschäfttsjahr 3

Bilanzansatz:
Unfertige
Erzeugnisse zu
Herstellungs-
kosten

Bilanzansatz:
Unfertige
Erzeugnisse zu
Herstellungs-
kosten

GuV-Rechnung:
Ausweis von
Gesamtumsatz
und Herstel-
lungskosten
des Umsatzes

Gewinnausweis
(Gewinnreali-
sierung)

Gewinnaus-
weis entspre-
chend dem
Produktions-
fortschritt
(Teilgewinn-
realisierung)

Gewinnaus-
weis entspre-
chend dem
Produktions-
fortschritt
(Teilgewinn-
realisierung)

Gewinnaus-
weis entspre-
chend dem
Produktions-
fortschritt 
(Teilgewinn-
realisierung)

Aufnahme der
Produktions-
tätigkeit

Produktion Fertigstellung Aufnahme der
Produktions-
tätigkeit

Buchungssatz:
Künftige Forderungen aus Fertigungsaufträgen
an Umsatzerlöse

Produktion Fertigstellung

Langfristige Auftragsbearbeitung

zwischen Beginn und Fertigstellung eines Auftrags liegt mindestens ein Bilanzstichtag

Bewertungsmöglichkeiten

Wesen:
Gewinn wird erst nach endgültiger Fertigstellung des
gesamten Auftrags ausgewiesen keine perioden-
gerechte Gewinnermittlung 

Methode ist identisch mit HGB-Vorschriften

Wesen:
Ergebnisanteil eines Auftrags wird zeitanteilig – ent-
sprechend dem Produktionsfortschritt – ausgewiesen

periodengerechte Gewinnermittlung 

Methode ist nur bei IFRS erlaubt, wenn Fertigstellungs-
grad, zu erwartende Gesamtkosten und die bis zum
Bilanzstichtag angefallenen Kosten zuverlässig ermit-
telt werden können

Geschäftsjahr 1 Geschäftsjahr 2 Geschäfttsjahr 3
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Auswertung der Bilanz (Bilanzanalyse)13.14

Bilanzkennzahlen

Kapitalstruktur Finanzierung Liquidität

Eigenkapitalquote

Eigenkapital
= · 100

Gesamtkapital

Fremdkapitalquote

Fremdkapital
= · 100

Gesamtkapital

Verschuldungsgrad

Fremdkapital
= · 100

Eigenkapital

Goldene Finanzierungsregel

langfristiges Kapital
>= 1

langfristiges Vermögen

Goldene Bilanzregel

Eigenkap. + langfr.
Fremdkapital

>= 1
Anlageverm. + langfr.

Umlaufvermögen

Anlagendeckungsgrad I

Eigenkapital
= · 100

Anlagevermögen

Anlagendeckungsgrad II

Eigenkapital + langfr.
Fremdkapital

001 ·=
Anlagevermögen

Liquidität 1

liquide Mittel
= · 100

kurzfr. Verbindlichk.

Liquidität 2

liquide Mittel + kurzfr.
Forderungen

= · 100
kurzfr. Verbindlichk.

Liquidität 3

Umlaufvermögen
= · 100

kurzfr. Verbindlichk.

Bilanzkurs

in % Eigenkapital je
Aktie

Eigenkapital Eigenkapital
· 100

Grundkapital Zahl der Aktien
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Auswertung der Gewinn- und Verlustrechnung (Ergebnisanalyse)13.15

·  100

Rentabilitätskennzahlen

Eigenkapitalrentabilität

Gewinn

Eigenkapital
· 100

Gesamtkapitalrentabilität

Gewinn + Fremdkapitalzinsen

Gesamtkapital

Umsatzrentabilität

Gewinn

Umsatz
· 100

Zusammenwirken von Kennzahlen

Return on Investment

Gewinn Umsatz

Umsatz
· 
Gesamtkapital 

·100

Leverage-Effekt

Eigenkapitalrentabilität kann bei zunehmendem
Verschuldungsgrad steigen, wenn der Fremdkapital-

zinssatz niedriger als die Gesamtkapitalrentabilität ist.

International gebräuchliche Kennzahlen

Innenfinanzierungskraft

Cashflow

Gewinn (Jahresüberschuss)
Abschreibungen
Zuschreibungen
Erhöhung der langfristigen Rückstellungen
Verminderung der langfristigen Rückstellungen

Brutto-Cashflow
Gewinnausschüttung

Netto-Cashflow

Cashflow-Umsatzrate = 
Brutto-Cashflow · 100

Umsatz

EBIT (Ergebnis vor Zinsen und Ertragsteuern)

Jahresüberschuss lt. GuV-Rechnung
außerordentliches Ergebnis

außerordentlicher Aufwand
außerordentliche Erträge

Ertragsteuern
Finanzergebnis

Zinsaufwendungen
Zinserträge

EBIT (Earnings before Interest and Taxes)
+ Abschreibungen

= EBITDA

Ertragskraft

+ Cashflow aus laufender
Geschäftstätigkeit

+ Cashflow aus 
Investitionstätigkeit

+ Cashflow aus 
Finanzierungstätigkeit

= Veränderung der liquiden Mittel im Geschäftsjahr

Kapitalflussrechnung (Cashflow Statement)


